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A. Problem 

In den vergangenen Jahren hat der Rat der Europäischen Ge- 
meinschaften für die wichtigsten agrarwirtschaftlichen Erzeug- 
nisse gemeinsame Marktorganisationen verabschiedet. Die bis- 
herigen deutschen innerstaatlichen Durchführungsvorschriften 
hierzu reichen nicht aus, diese Marktorganisationen zu ver- 
wirklichen. Ferner sind verschiedene andere Gesetze den EWG- 
Marktordnungsregelungen anzupassen. 


B. Lösung 

Durch den vorliegenden Entwurf sollen eine einheitliche Rege- 
lung für alle Marktordnungswaren nach EWG-Recht geschaffen 
und die bisherigen nationalen Durchführungsgesetze für be- 
stimmte Marktordnungswaren ersetzt werden. Ferner sollen 
verschiedene sonstige Gesetze den EWG-Regelungen über ge- 
meinsame Marktorganisationen angepaßt werden. 

Einmütigkeit im Ausschuß 

C. Alternative 

keine 

D. Kosten 

Für die verwaltungsmäßige Ausführung des Gesetzes durch 
den Bund jährlich rd. 3 Mio DM sowie geringfügige im einzelnen 
nicht kalkulierbare Sach- und Personalkosten. Den Ländern und 
Gemeinden entstehen keine zusätzlichen Verwaltungskosten. 
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Sdiriftlidier Beridit 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(9. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Durchführung der gemeinsamen 
Marktorganisationen (- MOG -) 
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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Siemer 


I. Allgemeines 

Dei vorliegende Entwurf wurde in der 134. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 22. September 1971 
an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten federführend, an den Ausschuß für Wirt- 
schaft und an den Finanzausschuß mitberatend so- 
wie an den Haushaltsausschuß gemäß § 96 der Ge- 
schäftsordnung überwiesen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat sich am 29. September und 14. Oktober 
1971 und am 2. März 1972, der Finanzausschuß am 
1. Dezember 1971 und der Wirtschaftsausschuß am 
26. Januar 1972 mit dem Entwurf befaßt. Beide mit- 
beratenden Ausschüsse haben ihm zugestimmt. Die 
Stellungnahme des Haushaltsausschusses erfolgt ge- 
sondert. 

II. Grundsätzliches 

Durch den vorliegenden Entwurf sollen die bisheri- 
gen nationalen Durchführungsgesetze der EWG- 
Marktordnungen in einer einheitlichen Regelung für 
alle Marktordnungswaren zusammengefaßt werden. 
Betroffen sind die wichtigsten agrarwirtschaftlichen 
Erzeugnisse, für die in den vergangenen Jahren der 
Rat der Europäischen Gemeinschaften gemeinsame 
Marktorganisationen verabschiedet hat. Wegen der 
Einzelheiten wird auf Teil A der eingehenden Be- 
gründung des Entwurfs verwiesen. 

Im Laufe seiner Beratungen hat der federführende 
Ausschuß den Entwurf in einigen Punkten ergänzt, 
worauf unten unter III. noch einzugehen ist. Im übri- 
gen ist der Ausschuß dem Regierungsentwurf sowie 
den Änderungsvorschlägen des Bundesrates gefolgt, 
soweit diesen die Bundesregierung zugestimmt hat. 


Wo der Stellungnahme des Bundesrates nicht ent- 
sprochen wurde, geschah dies aus den Gründen der 
Gegenäußerung der Bundesregierung. 

Soweit die Beschlüsse des Ausschusses dem Ent- 
wurf folgen und zu besonderen Bemerkungen kei- 
nen Anlaß geben, wird auf die eingehende Begrün- 
dung des Entwurfs einschließlich der Gegenäußerung 
der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundes- 
rates verwiesen. 

111. im einzelnen 

Zu einzelnen Vorschriften ist noch folgendes zu 
bemerken: 

Bedenken sind gegen den Entwurf bei den Ausschuß- 
beratungen insoweit laut geworden, als bei den 
anderen Mitgliedstaaten die Verwirklichung des 
Rechts der Europäischen Gemeinschaften nicht mit 
gleicher Gründlichkeit betrieben werde. 

Zu § 31 Abs. 2 

Auf Anregung des Finanzausschusses hat der feder- 
führende Ausschuß durch das Bundesministerium der 
Justiz die Frage prüfen lassen, ob hier eine mehr- 
fache Bestrafung für dieselbe Straftat oder Ord- 
nungswidrigkeit durch mehrere Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaften bereits durch andere 
Vorschriften oder durch die Rechtsprechung ausge- 
schlossen ist. Diese Prüfung hat ergeben, daß die Ge- 
fahr einer mehrfachen Bestrafung wegen derselben 
Straftat über § 153 b Abs. 1 Nr. 3 StPO und § 63 
Abs. 3 StGB vermieden wird. Der mehrfachen Ahn- 
dung einer Ordnungswidrigkeit kann nach Auffas- 
sung des Ausschusses schon über den Opportunitäts- 
grundsatz des § 47 OWiG begegnet werden, wonach 
die Verfolgungsbehörde über die Durchführung 
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eines Bußgeldverfahrens nach pflichtgemäßem Er- 
messen entscheidet; bei dieser Ermessensentschei- 
dung sind die den vorgenannten Bestimmungen der 
StPO und des StGB zugrunde liegenden Erwägungen 
zu berücksichtigen, überdies hat der Gerichtshof der 
Europäischen Gemeinschaften in seinem Urteil vom 
13. Februar 1969 - Rechtssache 14/68 - zur Frage der 
Doppelbestrafung ausgeführt, daß ein allgemeiner 
Billigkeitsgedanke gebiete, die frühere Sanktions- 
entscheidung bei der Bemessung der später zu ver- 
hängenden Sanktion zu berücksichtigen. 

Zu § 35 Nr. 3 a 

Diese Vorschrift ist erforderlich, um die Vorschrift 
des Artikels 17 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
innerstaatlich durchführen zu können. Nach Absatz 1 
dieser Vorschrift haben vor dem 1, September jeden 
Jahres alle Personen, die im darauf folgenden Wein- 
wirtschaftsjahr Reben neu anpflanzen oder Rebflä- 
chen wiederbepflanzen wollen, dies den zuständigen 
Behörden anzumelden. Nach einem Vorschlag zur 
Änderung dieser Verordnung soll die Vorschrift da- 
hin ergänzt werden, daß auch die beabsichtigte Roh- 
dung oder Aufgabe von Rebflächen anzumelden ist. 
Diese Meldepflicht läßt sich auf Grund der geltenden 
Rechtsvorschriften ohne Regelung von Einzelheiten, 
insbesondere hinsichtlich des Verfahrens, nicht 
durchführen. Bei der Beratung dieser Vorschrift war 
der Ausschuß jedoch der Auffassung, daß eine Hin- 
ausschiebung des Zeitpunkts 1. September in der ge- 
nannten EWG-Verordnung auf den 1. März zweck- 
mäßig wäre. Die Winzer in Deutschland können erst 
zu diesem Zeitpunkt übersehen, welche Neuanlagen 
sie in dem betreffenden Wirtschaftsjahr pflanzen. 
Auch die übrigen Daten des Artikels 17 a.a.O. wären 
diesem hinausgeschobenen Datum anzupassen. 

Zu § 35 Nr. 7 

Einhellig war der Ausschuß der Auffassung, daß un- 
ter „Erschließung und Pflege des Marktes“ auch die 
Anmietung von Lagerkapazitäten und die Weiter- 
überlassung an Winzer und Genossenschaften zu 
verstehen sei. 

Zu § 35 Nr. 8 Buchstabe a 

Nach bisherigem Recht wurden die Vorstandsmit- 
glieder des Stabilisierungsfonds allein vom Ver- 
waltungsrat berufen und abberufen. Der federfüh- 
rende Ausschuß hat sich dem Vorschlag des Ent- 
wurfs, die Vorstandsmitglieder vom Bundesminister 
„nach Anhörung“ des Verwaltungsrates bestellen zu 
lassen, nicht angeschlossen. Die im Entwurf vorge- 
sehene Beteiligung des Bundesministers war mit den 
zusätzlichen Aufgaben des Fonds als Interventions- 
stelle für Wein begründet. Tatsächlich bleibt aber 
die Hauptaufgabe des Vorstandes die Leitung des 
rechtlich autonomen Stabilisierungsfonds ; Interven- 
tionsstelle ist er nur in einer zusätzlichen Neben- 
funktion. Der Ausschuß hielt daher die vorgesehene 


Anhörung nicht für ausreichend, denn Aufsichtsrat 
und Verwaltungsrat des Fonds tragen für die Erfül- 
lung des Gesetzesauftrags und für die optimale Ver- 
wendung der von der Weinwirtschaft aufgebrachten 
Beiträge die volle politische und anstaltsrechtliche 
Verantwortung. Daher erschien dem Ausschuß an- 
gemessen, daß der Bundesminister auf Vorschlag des 
Verwaltungsrats die Vorstandsmitglieder bestellt. 
Dabei war der Ausschuß aber einmütig der Auffas- 
sung, daß dem Verwaltungsrat kein den Bundes- 
minister bindendes Vorschlagsrecht zusteht, sondern 
daß der Bundesminister befugt bleibt, einen Verwal- 
tungsrats-Vorschlag zurückzuweisen und vom Ver- 
waltungsrat weitere Vorschläge anzufordern. 

Zu § 35 Nr. 10 a 

Der federführende Ausschuß hat diese Vorschrift in 
das Gesetz aufgenommen, weil die Gefahr besteht, 
daß interessierte Firmen versuchen könnten, die 
Weinhandelsabgabe zu umgehen, indem sie abgabe- 
pflichtige inländische Erzeugnisse, für die die Ab- 
gabe noch nicht entrichtet ist, aus Gebieten außer- 
halb des Geltungsbereichs des Weinwirtschaftsge- 
setzes - WWG - oder über diese Gebiete beziehen. 
Durch diese Vorschrift wird klargestellt, daß die Ab- 
gabe auch für die auf diese Weise bezogenen Er- 
zeugnisse, die im übrigen in vollem Umfange an den 
mit den Abgaben finanzierten Förderungsmaßnah- 
men des Stabilisierungsfonds teilnehmen, zu entrich- 
ten ist. 

Zu §35 Nr. 11 

Die neue Nummer 2 a des § 17 Abs'. 3 - WWG - ent- 
hält die erforderliche Bußgeldvorschrift, um Ver- 
stöße gegen die Anmeldepflicht nach Artikel 17 Abs. 
1 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 oder der neu 
einzufügenden Vorschrift des § 3 a WWG ahnden zu 
können. Die bisherige Nummer 3 des § 17 Abs, 2 
WWG kann nicht gestrichen werden, wenn die Vor- 
schrift des § 4 WWG über Meldungen von Faß- und 
Tankraum entsprechend dem Vorschlag in der Ge- 
genäußerung der Bundesregierung im Weinwirt- 
schaftsgesetz enthalten bleibt. 

Zu § 36 Nr. 01 

In EWG-Qualitäts- oder ähnlichen Vermarktungs- 
normen können im Einzelfall Bestimmungen enthal- 
ten sein, durch die die Mitgliedstaaten ermächtigt 
werden vorzuschreiben, daß diese Normen unter be- 
stimmten Voraussetzungen auf Erzeugnisse, insbe- 
sondere wenn sie in ihrem Hoheitsgebiet geerntet 
sind, nicht anzuwenden sind. So ist in der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1684/71 vom 30. Juli 1971 (EG- 
Amtsblatt Nr. L 172 S. 71) bestimmt, daß die Mit- 
gliedstaaten unter Berücksichtigung ihrer Produk- 
tionsverhältnisse beschließen können, daß die von 
der EG-Kommission in Abweichung von den allge- 
meinen Qualitätsnormen festgesetzten Mindestgrö- 
ßen für in der Gemeinschaft vermarktete Tafeläpfel 
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der Ernte 1971 nicht auf Tafeläpfel anzuwenden sind, 
die auf ihrem Hoheitsgebiet geerntet und in der Ge- 
meinschaft vermarktet werden oder den Zeitpunkt, 
bis zu dem diese Abweichung Anwendung findet, 
vorzuverlegen. Zur Durchführung derartiger Ermäch- 
tigungen der Mitgliedstaaten können in der Bundes- 
republik Deutschland im Einzelfall Rechtsvorschrif- 
ten notwendig sein. Um von der Befugnis unverzüg- 
lich Gebrauch machen zu können, bedarf es einer 
entsprechenden Ermächtigung zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen, und zwar ohne Zustimmung 
des Bundesrates. 


Zu§ 37 

Durch die Einfügung eines neuen Absatzes 5 a im § 9 
des Zuckergesetzes soll die Einfuhr- und Vorrats- 
stelle vom Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten beauftragt werden können, eine 
Zuckerbevorratung im Rahmen der Sicherstellung 
der Versorgung durchzuführen. Hierzu gehört ins- 
besondere auch die Übernahme der bisher vom 
Senat von Berlin gehaltenen Zuckervorräte in Berlin 
(West). Soweit für die Versorgung Berlins benötig- 
ter Zucker aus sonstigen Gebieten im Sinne des § 9 
Abs. 1 des Zuckergesetzes bezogen wird, muß bei 
der Übernahme die Lieferung in die Vorratshaltung 
durch Auflagen sichergestellt werden können. Fer- 
ner ist es erforderlich, daß Auflagen über den Zeit- 
punkt der Weiterlieferung, über die gebietliche Ver- 
teilung und über den Verwendungszweck auch bei 


der Abgabe von Zucker aus der Vorratshaltung ge- 
macht werden können. Eine entsprechende Vor- 
schrift enthält Satz 3. 

Zu § 39 

Dem Ausschuß erschien es zweckmäßig, im Rahmen 
des § 28 Abs. 2 a des Außenwirtschaftsgesetzes den 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten zu ermächtigen, im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft durch Rechtsverord- 
nung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates be- 
darf, auch im Interesse der Wirtschaftlichkeit der 
Verwaltung und nicht nur zur Wahrung des Sach- 
zusammenhangs einer Abweichung von der Zustän- 
digkeitsregelung der Sätze 1 und 2 zu treffen und 
§ 28 Abs. 2 a Satz 4 des Außenwirtschaftsgesetzes 
entsprechend zu ergänzen. 

Zu §47 

Da inzwischen die gemeinsame Marktorganisation 
für Hopfen errichtet worden ist, bedarf es für diese 
Marktorganisation keiner besonderen Regelung 
mehr über das Inkrafttreten dieses Durchführungs- 
gesetzes. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, den Ge- 
setzentwurf mit den Änderungen, die aus der dem 
Antrag des Ausschusses anliegenden Zusammen- 
stellung ersichtlich sind, anzunehmen. 


Bonn, den 3. März 1972 


Dr. Siemer 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf - Drucksache VI/2553 - in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 3. März 1972 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 


Dr. Schmidt (Gellersen) 

Vorsitzender 


Dr. Siemer 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Durchführung der gemeinsamen 
Marktorganisationen (- MOG -) 

- Drucksache VI/2553 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten 

(9. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwiiri eines Gesetzes 
zur Durchführung der gemeinsamen Markt- 
organisationen (- MOG -) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Erster Abschnitt 

Begriffsbestimmungen 

§ 1 

Gemeinsame Marktorganisationen 

Gemeinsame Marktorganisationen im Sinne dieses 
Gesetzes sind die gemeinsamen Marktorganisatio- 
nen für Getreide, Reis, Fette, Obst und Gemüse, 
Wein, Hopfen, Rohtabak, Flachs und Hanf, lebende 
Pflanzen und Waren des Blumenhandels, Zucker, 
Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse, 
Rindfleisch, Schweinefleisch, Geflügelfleisch, Eier, 
Milch und Milcherzeugnisse, Fischereierzeugnisse 
sowie für bestimmte in Anhang II des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
aufgeführte Erzeugnisse. 


§ 2 

Marktordnungswaren 

Marktordnungswaren im Sinne dieses Gesetzes 
sind die Erzeugnisse, die den gemeinsamen Markt 
Organisationen unterliegen, sowie die Erzeugnisse, 
für die der Rat oder die Kommission der Europäi- 
schen Gemeinschaften in Ergänzung oder zur Siche- 
rung der Regelungen der gemeinsamen Marktorga- 
nisationen Vorschriften erläßt. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Durchführung der gemeinsamen Markt- 
organisationen (- MOG -) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Erster Abschnitt 

Begriffsbestimmungen 

§ 1 

Gemeinsame Marktorganisationen 

Gemeinsame Marktorganisationen im Sinne dieses 
Gesetzes sind die gemeinsamen Marktorganisatio- 
nen für Getreide, Reis, Fette, Obst und Gemüse, 
Wein, Saatgut, Hopfen, Rohtabak, Flachs und Hanf, 
lebende Pflanzen und Waren des Blumenhandels, 
Zucker, Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Ge- 
müse, Rindfleisch, Schweinefleisch, Geflügelfleisch, 
Eier, Milch und Milcherzeugnisse, Fischereierzeug- 
nisse, sowie für bestimmte in Anhang II des Ver- 
trages zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft aufgeführte Erzeugnisse. 

§ 2 

unverändert 
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Entwurf 

§ 3 

Zuständige Marktordnungsstelle 

(1) Zuständige Marktordnungsstelle im Sinne 
dieses Gesetzes ist, sofern nicht durch Rechtsverord- 
nung auf Grund dieses Gesetzes etwas anderes be- 
stimmt ist, 

1. für die gemeinsamen Marktorganisationen für 
Getreide und Reis 

die Einfuhr- und Vorratsstelle für Getreide 
und Futtermittel, 

2. für die gemeinsamen Marktorganisationen für 
Zucker und Rohtabak 

die Einfuhr- und Vorratsstelle für Zucker 
und Rohtabak, 

3. für die gemeinsamen Marktorganisationen für 
Rindfleisch und Schweinefleisch 

die Einfuhr- und Vorratsstelle für Schlacht- 
vieh, Fleisch und Fleischerzeugnisse, 

4. für die gemeinsamen Marktorganisationen für 
Milch und Milcherzeugnisse und Fette 

die Einfuhr- und Vorratsstelle für Fette, 

5. für die übrigen gemeinsamen Marktorganisatio- 
nen 

das Bundesamt für Ernährung und Forstwirt- 
schaft. 

(2) Für Marktordnungswaren, für die der Rat 
oder die Kommission in Ergänzung oder zur Siche- 
rung der Regelungen einer gemeinsamen Markt- 
organisation Vorschriften erläßt, ist diejenige 
Marktordnungsstelle zuständig, die nach Absatz 1 
für die gemeinsame Marktorganisation zuständig ist, 
zu deren Ergänzung oder Sicherung die Vorschriften 
erlassen werden. 

(3) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten (Bundesminister) wird ermächtigt, 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirt- 
schaft und Finanzen durch Rechtsverordnung, die 
nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, die 
Zuständigkeit für einzelne Aufgaben oder für be- 
stimmte Marktordnungswaren einer anderen als der 
nach den Absätzen 1 und 2 zuständigen Marktord- 
nungsstelle zu übertragen, soweit dies zur Wahrung 
des Sachzusammenhangs oder im Interesse der Wirt- 
schaftlichkeit der Verwaltung erforderlich ist. Satz 1 
gilt entsprechend, soweit das Bundesamt für gewerb- 
liche Wirtschaft nach diesem Gesetz zuständig ist. 

§ 4 

Ein- und Ausfuhr 

Soweit sich aus unmittelbar geltenden Rechtsakten 
des Rates oder der Kommission nichts anderes er- 
gibt, gelten die Vorschriften dieses Gesetzes 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 
§ 3 

Zuständige Marktordnungsstelle 
(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Der Bundesiiiinister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten (Bundesminister) wird ermächtigt, 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirt- 
schaft und Finanzen durch Rechtsverordnung, die 
nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, die 
Zuständigkeit für einzelne Aufgaben oder für be- 
stimmte Marktordnungswaren abweichend von den 
Absätzen 1 und 2 einer der in Absatz 1 genannten 
Marktordnungsstellen zu übertragen, soweit dies zur 
Wahrung des Sachzusammenhangs oder im Inter- 
esse der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung erfor- 
derlich ist. Satz 1 gilt entsprechend, soweit das Bun- 
desamt für gewerbliche Wirtschaft nach diesem Ge- 
setz zuständig ist. 

§ 4 

unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


1. über die Einfuhr 

a) für das Verbringen von Marktordnungs- 
waren aus Gebieten, die nicht zum Zoll- 
gebiet der Gemeinschaft (Verordnung (EWG) 
Nr. 1496/68 des Rates vom 27. September 
1968 - Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. L238 S. 1 -) oder eines ihrer 
Mitgliedsstaaten gehören, und 

b) für das überführen von Marktordnungs- 
waren aus dem zollrechtlich beschränkten 
Verkehr im Zollgebiet der Gemeinschaft 

in den zollrechtlich freien Verkehr im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes; 

2. über die Ausfuhr 

a) für das Verbringen von Marktordnungswaren 

aa) aus dem zollrechtlich freien Verkehr im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes, auch 
über andere Mitgliedstaaten oder die 
Hohe See, nach anderen Gebieten mit 
Ausnahme der Insel Helgoland, die nicht 
zum Zollgebiet der Gemeinschaft oder 
eines ihrer Mitgliedstaaten gehören, 

bb) aus dem zollrechtlich beschränkten Ver- 
kehr im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
oder aus den in § 2 Abs. 3 Nr. 2 bis 4 
des Zollgesetzes genannten Zollfrei- 
gebieten nach anderen Gebieten mit 
Ausnahme der Insel Helgoland, die nicht 
zum Zollgebiet der Gemeinschaft oder 
eines ihrer Mitgliedstaaten gehören, 
wenn die Waren vorher aus dem freien 
Verkehr der Gemeinschaft oder eines 
ihrer Mitgliedstaaten in den zollrecht- 
lich beschränkten Verkehr überführt 
oder in die genannten Zollfreigebiete 
verbracht wurden; 

b) für die Lieferung von Marktordnungswaren 
innerhalb des Geltungsbereichs dieses Ge- 
setzes und aus diesem Bereich in andere 
Mitgliedstaaten zur Bevorratung von See- 
schiffen oder von internationale, einschließ- 
lich der innergemeinschaftlichen, Linien be- 
dienenden Luftfahrzeugen und an internatio- 
nale Organisationen und an Streitkräfte, die 
auf dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates 
stationiert sind, aber nicht dessen Flagge 
führen; dies gilt nur, soweit bei der Einfuhr 
entsprechender Waren in dem betreffenden 
Mitgliedstaat Abgabenfreiheit vorgesehen 
ist. 


§ 5 


§ 5 


Sonstige Begriffsbestimmungen 
Im Sinne dieses Gesetzes sind: 


unverändert 


6 



Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3223 


Entwurf 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


Abschöpfungen: 

Abschöpfungen im Sinne des § 1 Abschöpfungs- 
erhebungsgesetz einschließlich Prämien; 

Ausfuhrabgaben: 

Abgaben einschließlich Prämien und sonstiger 
Zuschläge, die nach unmittelbar geltenden 
Rechtsakten des Rates oder der Kommission 
oder nach Rechtsverordnungen auf Grund dieses 
Gesetzes bei der Ausfuhr von Marktordnungs- 
waren erhoben werden; Ausfuhrabgaben sind 
Zölle im Sinne der Reichsabgabenordnung; 

Ausfuhrerstattungen : 

Erstattungen einschließlich Berichtigungsbeträ- 
gen, die nach oder auf Grund von Rechtsakten 
des Rates oder der Kommission bei der Ausfuhr 
von Marktordnungswaren gewährt werden; 

Interventionen: 

die Übernahme, Abgabe und Verwertung von 
Marktordnungswaren durch Interventionsstel- 
len; 

Lizenzen: 

Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen einschließlich 
Teillizenzen sowie Vorausfestsetzungsbeschei- 
nigungen einschließlich Teilvorausfestsetzungs- 
bescheinigungen für Marktordnungswaren. 


Zweiter Abschnitt 


Zweiter Abschnitt 


Besondere Vergünstigungen, Interventionen, 
Abgaben 

Titel 1 

Ermächtigungen 

§ 6 

Besondere Vergünstigungen 

(1) Der Bundesminister wird ermächtigt, im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft 
und Finanzen durch Rechtsverordnung, die nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, soweit dies zur 
Durchführung von Rechtsakten des Rates oder der 
Kommission hinsichtlich Marktordnungswaren erfor- 
derlich ist, Vorschriften zu erlassen über das Ver- 
fahren bei 

1 . 

2. 

3. 

4. 

5. 

6 . 


7 . 


Ausfuhrerstattungen, 

Produktionserstattungen, 

Übergangsvergütungen, 

Denaturierungsprämien, 

Erzeuger- und Käuferprämien, 
flächenbezogenen oder produktbezogenen Bei- 
hilfen, 

Vergütungen für frühe Aufnahme von Markt- 
ordnungswaren, 


Besondere Vergünstigungen, Interventionen, 
Abgaben 

Titel 1 

Ermächtigungen 

§ 6 

unverändert 
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8. Vergütungen im Zusammenhang mit der Destil- 
lation, 

9. Vergütungen an Erzeugerorganisationen zum 
Ausgleich von Kosten für die Entnahme von 
Marktordnungswaren aus dem Handel, 

10. Vergütungen zum Ausgleich von Lagerkosten, 

11. Beihilfen für die private Lagerhaltung, 

12. Beihilfen zur Erleichterung des Absatzes, 

13. Beihilfen für die Herstellung von Marktord- 
nungswaren, die für bestimmte Zwecke ver- 
wendet werden, 

14. Einfuhrsubventionen zum Zwecke des Preisaus- 
gleichs, 

15. Erstattungen und Subventionen im innerge- 
meinschaftlichen Hände] und 

16. sonstigen Vergünstigungen zu Marktordnungs- 
zwecken 

sowie über die Voraussetzungen und die Höhe die- 
ser Vergünstigungen, soweit sie nach den vom Rat 
oder der Kommission erlassenen Rechtsakten be- 
stimmt, bestimmbar oder begrenzt sind. 

(2) Soweit im Rahmen des Verfahrens nach Ab- 
satz 1 Nr. 8 steuerrechtliche Angaben benötigt wer- 
den, sind die mit der Durchführung des Gesetzes 
über das Branntweinmonopol vom 8. April 1922 
(Reichsgesetzbl. I S. 335, 404) in der jeweils gelten- 
den Fassung betrauten Finanzbehörden befugt, ge- 
genüber den für dieses Verfahren zuständigen Stel- 
len die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

§ 7 

Interventionen 

(1) Interventionsstelle ist die zuständige Markt- 
ordnungsstelle. Abweichend von Satz 1 ist Interven- 
tionsstelle im Rahmen der gemeinsamen Marktorga- 
nisation für Wein der Vorstand des Stabilisierungs- 
fonds für Wein, für aus Wein hergestellten Alkohol 
und Branntwein jedoch die Bundesmonopolverwal- 
tung für Branntwein. Der Bundesminister wird er- 
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Wirtschaft und Finanzen durch Rechtsverord- 
nung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates be- 
darf, die Zuständigkeit für die Uberwadiung der 
zweck- und fristgerechten Verwendung von Waren, 
die aus Interventionsbeständen eines Mitgliedstaa- 
tes abgegeben werden, der Bundesfinanzverwaltung 
zu übertragen. 

(2) Die Interventionsstelle gibt nach Weisung des 
Bundesministers die zur Durchführung der Inter- 
vention erforderlichen Richtlinien bekannt. 

(3) Der Bundesminister wird ermächtigt, im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft 
und Finanzen durch Rechtsverordnung, die nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, soweit dies zur 
Durchführung von Rechtsakten des Rates oder der 
Kommission hinsichtlich Marktordnungswaren erfor- 
derlich ist und soweit hierzu abweichend von Ab- 


§ 7 

unverändert 
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Satz 2 Rechtsvorschriften notwendig sind, Vorschrif- 
ten zu erlassen über das Verfahren bei Interventio- 
nen sowie über die Voraussetzungen und den Um- 
fang von Interventionen und die Höhe des Inter- 
ventionspreises, soweit sie nach den vom Rat oder 
der Kommission erlassenen Rechtsakten bestimmt, 
bestimmbar oder begrenzt sind. 

(4) § 6 Abs. 2 gilt entsprechend. 

§ 8 

Abgaben 

(1) Der Bundesminister wird ermächtigt, im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft 
und Finanzen durch Rechtsverordnung, die nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, soweit dies zur 
Durchführung von Rechtsakten des Rates oder der 
Kommission hinsichtlich Marktordnungswaren er- 
forderlich ist, Vorschriften zu erlassen über das Ver- 
fahren bei 

1. Abgaben im Rahmen von Produktionsregelun- 
gen, 

2. Abgaben zum Ausgleich von Lagerkosten und 

3. sonstigen Abgaben zu Marktordnungszwecken, 
soweit die Vorschriften nicht auf Grund beson- 
derer Ermächtigungen dieses oder anderer Ge- 
setze erlassen werden können, 

sowie über die Voraussetzungen und die Höhe die- 
ser Abgaben, soweit sie nach den vom Rat oder der 
Kommission erlassenen Rechtsakten bestimmt, be- 
stimmbar oder nach oben begrenzt sind. 

(2) Auf Abgaben im Rahmen von Produktions- 
regelungen sind die Vorschriften der Reichsabgaben- 
ordnung entsprechend anzuwenden. Die Behörden 
der Bundesfinanzverwaltung sind befugt, dem Bun- 
desminister und den Marktordnungsstellen Aus- 
künfte über Umstände zu erteilen, die im Zusam- 
menhang mit der Erhebung dieser Abgaben stehen. 

Titel 2 

Überwachung 

§ 9 

Überwachung 

Der Bundesminister wird ermächtigt, im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft und 
Finanzen durch Rechtsverordnung, die nicht der Zu- 
stimmung des Bundesrates bedarf, für besondere 
Vergünstigungen und Interventionen (Vergünsti- 
gungen) und Abgaben, die nach Rechtsakten des 
Rates oder der Kommission oder nach Rechtsverord- 
nungen auf Grund dieses Gesetzes gewährt werden 
oder zu erheben sind, die für die Überwachung er- 
forderlichen Vorschriften zu erlassen, um sicherzu- 
stellen, daß Vergünstigungen nicht zu Unrecht in 
Anspruch genommen und Abgaben in der vorge- 
schriebenen Höhe entrichtet werden. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


§ 8 

unverändert 


Titel 2 

Überwachung 

§ 9 

unverändert 
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§ 10 § 10 
Duldungs- und Mitwirkungspflichten unverändert 

(1) In Rechtsverordnungen nach § 9 können Mel- 
depflichten, Buchführungspflichten, Pflichten zu Aus- 
künften, zur Duldung von Besichtigungen der Ge- 
schäftsräume und Betriebsstätten, Unterstützungs- 
pflichten, Pflichten zur Verwendung von Begleit- 
und Schlußscheinen sowie eine amtliche Überwa- 
chung der zweck- und fristgerechten Verwendung 
vorgeschrieben werden. 

(2) In den Rechtsverordnungen kann ferner vor- 
geschrieben werden, daß Marktordnungswaren nur 
nach Vorlage eines Verbringungsscheins in den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes verbracht werden 
dürfen. Der Verbringungsschein wird erteilt, wenn 
die Stellung einer Kaution nachgewiesen wird. Für 
die Kaution gilt § 15. Der Verbringungsschein ist 
ohne die vorherige Stellung einer Kaution zu ertei- 
len, wenn die zweck- und fristgerechte Verwendung 
der Waren zollamtlich überwacht wird. Für die 
Überwachung gilt § 55 des Zollgesetzes entspre- 
chend. Die Kaution ist in den Fällen des Satzes 4 
zu stellen, wenn die Waren nicht zweck- und frist- 
gerecht verwendet werden; sie ist durch Hinter- 
legung einer Geldsumme zu leisten. 


§ 11 § 11 
Entnahme von Proben und Warenuntersuchungen unverändert 

(1) Wer eine der in diesem Gesetz genannten 
Vergünstigungen in Anspruch nimmt, hat, soweit 
dies zur Durchführung von Rechtsakten des Rates 
oder der Kommission, dieses Gesetzes oder von 
Rechtsverordnungen auf Grund dieses Gesetzes er- 
forderlich ist, in dem notwendigen Umfang die Ent- 
nahme von Mustern und Proben ohne Entschädigung 
zu dulden. 

(2) Der Bundesminister wird ermächtigt, im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft 
und Finanzen durch Rechtsverordnung, die nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, vorbehaltlich 
der Absätze 3 bis 5 die Erstattung von Auslagen der 
zuständigen Stellen, insbesondere für die Verpak- 
kung und Beförderung von Mustern und Proben so- 
wie für Warenuntersuchungen, vorzuschreiben. 

(3) Soweit in Rechtsverordnungen über Vergün- 
stigungen auf Grund dieses Gesetzes die Bundes- 
finanzverwaltung als zuständige Stelle für die Ge- 
währung der Vergünstigungen bestimmt ist, werden 
für Warenuntersuchungen Kosten (Gebühren und 
Auslagen) erhoben. Kostenschuldner ist der Forde- 
rungsberechtigte. Er hat auch die Kosten der Ver- 
packung und Versendung der Proben zu tragen. 

(4) Für Warenuntersuchungen, die von Anstalten 
der Bundesfinanzverwaltung durchgeführt werden, 
bemessen sich die Gebühren nach dem Gebühren- 
tarif für Untersuchungen in der jeweils geltenden 
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Fassung der Anlage zu § 9 Abs. 1 der Zollkosten- 
ordnung vom 26. Juni 1970 (Bundesgesetzbl. I 
S. 848). Wird die Untersuchung für die Bundes- 
finanzverwaltung von einer anderen amtlichen Un- 
tersuchungsstelle oder von einem öffentlich bestell- 
ten und vereidigten Sachverständigen durchgeführt, 
so bemessen sich die Kosten nach der Höhe der da- 
für entstandenen Auslagen. 

(5) Für Kosten nach den Absätzen 3 und 4 gelten 
die Vorschriften über Kosten, die auf Grund von 
§ 227 der Reichsabgabenordnung erhoben werden, 
sinngemäß. 

§ 12 
Zinsen 

In Rechtsverordnungen nach § 9 kann vorgeschrie- 
ben werden, daß bei Rückforderung von zu Unrecht 
gewährten Vergünstigungen und bei nicht recht- 
zeitiger Leistung von Abgaben Zinsen bis zu 3 vom 
Hundert über dem Diskontsatz der Deutschen Bun- 
desbank erhoben werden. 

Dritter Abschnitt 
Ein- und Ausfuhr 
Titel 1 

Verfahren 

§ 13 

Lizenzen, Erlaubnisse, Dokumente, Genehmigungen 

(1) Lizenzen sowie Erlaubnisse nach § 21 Abs. 1 
Nr. 2 Buchstabe b werden von der zuständigen 
Marktordnungsstelle erteilt; Teillizenzen und Teil- 
vorausfestsetzungsbescheinigungen können auch 
von einer Zollstelle erteilt werden. 

(2) Einfuhr- und Ausfuhrdokumente sowie Ein- 
fuhr- und Ausfuhrgenehmigungen im Rahmen ge- 
meinsamer Regelungen über den Handelsverkehr 
oder von Handels- oder Assoziierungsabkommen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft werden 
für Marktordnungswaren von der zuständigen 
Marktordnungsstelle erteilt. 

(3) An die Stelle der zuständigen Marktordnungs- 
stelle tritt bei Rohtabak sowie bei Flachs und Hanf 
das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft. 

§ 14 

Vorausfestsetzungen 

(1) Zuständig für die Vorausfestsetzung von Ab- 
schöpfungen, Ausfuhrabgaben und Ausfuhrerstat- 
tungen in Bescheiden nach § 13 ist die zuständige 
Marktordnungsstelle. 

(2) Die Vorausfestsetzung von Ausfuhrerstattun- 
gen für Marktordnungswaren, die in Form von nicht 
unter Anhang II des Vertrages zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft fallenden 
Marktordnungswaren ausgeführt werden, wird von 
der für das betreffende Grunderzeugnis zuständigen 
Marktordnungsstelle vorgenommen. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


§ 12 

unverändert 


Dritter Abschnitt 
Ein- und Ausfuhr 
Titel 1 

Verfahren 
§ 13 

unverändert 


§ 14 

unverändert 
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§ 15 

Kautionen u 

(1) Ist die Erteilung der in § 13 genannten Be- 
scheide von der Stellung einer Kaution abhängig, so 
ist die Kaution durch Hinterlegung einer Geldsumme 
zugunsten oder durch selbstschuldnerische Bürg- 
schaft gegenüber der Bundesrepublik Deutschland 
zu leisten. Der Bürge muß zur geschäftsmäßigen 
Übernahme von Bürgschaften im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes berechtigt sein und dort seinen Sitz 
oder eine Niederlassung haben. Die Kaution wird 
von der zuständigen Marktordnungsstelle verwaltet. 

(2) Die Entscheidung über den Verfall der Kau- 
tion trifft die zuständige Marktordnungsstelle. Die 
Kaution verfällt zugunsten der Bundesrepublik 
Deutschland. 

(3) § 13 Abs. 3 gilt entsprechend. 

§ 16 

Ermächtigungen u 

Der Bundesminister wird ermächtigt, im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft und 
Finanzen durch Rechtsverordnung, die nicht der Zu- 
stimmung des Bundesrates bedarf, soweit dies zur 
Durchführung von Rechtsakten des Rates oder der 
Kommission erforderlich ist, Vorschriften zu erlas- 
sen über das Verfahren bei 

1. der Erteilung und der Einstellung der Erteilung 
von Lizenzen, Einfuhr- und Ausfuhrdokumenten 
und Einfuhr- und Ausfuhrgenehmigungen {§ 13) 
hinsichtlich Marktordnungswaren, 

2. der Freistellung von Kautionen, 

3. der Einfuhr von Marktordnungswaren, wenn die 
Einfuhr auf bestimmte Qualitäten, Aufmachun- 
gen oder Verwendungsarten beschränkt ist, 

4. der Überwachung der Einhaltung gemeinsamer 
Mindestpreisregeiungen bei der Einfuhr und 
Ausfuhr von Marktordnungswaren und 

5. der Aussetzung von Abschöpfungen 

sowie über die Voraussetzungen und den Umfang 
dieser Maßnahmen, soweit sie nach den vom Rat 
oder der Kommission erlassenen Rechtsakten be- 
stimmt oder bestimmbar sind. 

Titel 2 

A u s f u h r a b g a b e n 
§ 17 

Allgemeine Vorschriften ^ 

(1) Soweit sich aus unmittelbar geltenden Rechts- 
akten des Rates oder der Kommission nichts anderes 
ergibt oder in diesem Gesetz oder in Rechtsverord- 
nungen auf Grund dieses Gesetzes nichts anderes 
bestimmt ist. 


des 9. Ausschusses 
§ 15 

nverändert 


§ 16 

nverändert 


Titel 2 

sfuhrabgaben 
§ 17 

nverändert 
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1. finden zur Sicherung und bei der Erhebung von 
Ausfuhrabgaben die Vorschriften sinngemäß An- 
wendung, die zur Sicherung und bei der Erhe- 
bung von Zöllen beim Verbringen von Waren 
in das Zollgebiet gelten, 

2. gelten bei der Anwendung der Bestimmungen, 
die die Erhebung der Ausfuhrabgaben vorsehen, 
auch die Vorschriften des Zolltarifrechts, 

3. werden bei der Erhebung der Ausfuhrabgaben 
die Vorschriften angewendet, die in dem Zeit- 
punkt gelten, in dem der Antrag auf Abfertigung 
zur Ausfuhr gestellt oder wirksam geworden ist; 
sofern die Abgabe in einem Bescheid nach § 13 
festgesetzt ist, ist die festgesetzte Abgabe für die 
Bemessung der Abgabeschuld maßgebend. 

(2) Waren, für die eine Ausfuhrabgabe vorge- 
sehen ist, sind der zuständigen Zollstelle mit den für 
die Ausfuhrabgabe maßgebenden Merkmalen und 
Umständen anzumelden. Mit der Anmeldung ist 
ihre Abfertigung zur Ausfuhr zu beantragen. Ist 
eine Ausfuhrabgabe zu erheben, so wird die berech- 
nete Abgabe von dem Antragsteller als Abgabe- 
schuldner schriftlich angefordert (Ausfuhrabgabebe- 
scheid). Mit der Bekanntgabe des Bescheides ent- 
steht die Abgabeschuld in der Höhe, die sich aus den 
für die Erhebung der Ausfuhrabgabe maßgebenden 
Vorschriften ergibt. Die Abgabe wird erlassen oder 
erstattet, wenn die Waren nicht ausgeführt und der 
Antrag auf Abfertigung zur Ausfuhr binnen einer 
vom Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen 
durch Rechtsverordnung nach § 18 Abs. 2 festzuset- 
zenden Frist zurückgenommen wird. 

(3) Werden Waren, für die die Erhebung einer 
Ausfuhrabgabe vorgeschrieben ist, ohne Abferti- 
gung nach diesem Gesetz ausgeführt oder aus dem 
Geltungsbereich dieses Gesetzes verbracht oder 
ohne Erhebung einer Ausfuhrabgabe zur Ausfuhr 
oder zum sonstigen Verbringen aus dem Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes überlassen, so entsteht da- 
mit eine Abgabeschuld; maßgebend für die Menge, 
die Beschaffenheit und den Wert der Waren sowie 
für die Anwendung der für die Erhebung der Aus- 
fuhrabgabe geltenden Vorschriften ist der Zeitpunkt 
der Ausfuhr oder des sonstigen Verbringens aus 
dem Geltungsbereich dieses Gesetzes. 


§ 18 § 18 
Ermächtigungen unverändert 

(1) Der Bundesminister wird ermächtigt, im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft 
und Finanzen durch Rechtsverordnung, die nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, soweit dies zur 
Durchführung von Rechtsakten des Rates oder der 
Kommission hinsichtlich Marktordnungswaren erfor- 
derlich ist, Vorschriften zu erlassen über die Voraus- 
setzungen und die Höhe von Ausfuhrabgaben, so- 
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weit diese nach den vom Rat oder der Kommission 
erlassenen Rechtsakten bestimmt, bestimmbar oder 
nach oben begrenzt sind. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft und Finan- 
zen wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister durch Rechtsverordnung, die nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, 

1. soweit dies zur Durchführung von Rechtsakten 
des Rates oder der Kommission hinsichtlich 
Marktordnungswaren erforderlich ist, Vorschrif- 
ten zu erlassen über das Verfahren bei der Erfas- 
sung, Anmeldung und zollamtlichen Behandlung 
von Waren, für die Ausfuhr abgaben vorgesehen 
sind; hierbei kann er den Zeitpunkt der Fällig- 
keit der Ausfuhrabgaben bestimmen sowie zur 
Gewährleistung der Abgabenleistung anordnen, 
daß Sicherheiten bis zur Höhe der in Betracht 
kommenden Ausfuhrabgabenbeträge zu leisten 
sind; 

2. soweit nicht Rechtsakte des Rates oder der Kom- 
mission entgegenstehen und soweit dadurch nicht 
unangemessene Abgabenvorteile entstehen, für 
Waren, für die eine Ausfuhrabgabe vorgesehen 
ist, Befreiung von, Erlaß oder Erstattung der Ab- 
gabe anzuordnen 

a) unter den sinngemäß anzuwendenden Voraus- 
setzungen des § 24 Abs. 1 des Zollgesetzes; 

§ 24 Abs. 2 des Zollgesetzes gilt sinngemäß, 

b) für die Zollgutlagerung (§§ 42 bis 46 des Zoll- 
gesetzes) und 

c) für die Veredelung (§§ 47 bis 53 des Zoll- 
gesetzes). 

(3) Die §§ 9, 10 Abs. 1 und § 12 gelten für Aus- 
fuhrabgaben entsprechend mit der Maßgabe, daß die 
Rechtsverordnungen vom Bundesminister für Wirt- 
schaft und Finanzen im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister erlassen werden. 


§ 19 § 19 

Befugnis zur Auskunftserteilung unverändert 

Die Behörden der Bundesfinanzverwaltung sind 
befugt, dem Bundesminister und den Marktord- 
nungsstellen Auskünfte über Umstände zu erteilen, 
die im Zusammenhang stehen mit der Erhebung 
von Ausfuhrabgaben. 


§ 20 § 20 
Abgaben im innergemeinschaftlichen Handel unverändert 

Die Vorschriften dieses Gesetzes, die sich aus- 
schließlich oder auch auf Ausfuhrabgaben beziehen, 
gelten sinngemäß für Abgaben, die beim Verbringen 
von Waren aus dem Geltungsbereich dieses Geset- 
zes nach anderen Teilen des Zollgebiets der Ge- 
meinschaft erhoben werden. 
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Titel 3 

Schutzmaßnahmen 
§ 21 

Zuständigkeit und Durchführung 

(1) Für Maßnahmen, die in Rechtsakten des Rates 
oder der Kommission, in gemeinsamen Regelungen 
über den Handelsverkehr oder in Handels- oder 
Assoziierungsabkommen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft bei Marktstörungen oder dro- 
henden Marktstörungen vorgesehen sind, gelten, 
sofern die Maßnahmen nicht vom Rat oder der 
Kommission unmittelbar getroffen werden, für 
Marktordnungswaren die folgenden Vorschriften: 

1. Die Erteilung von Lizenzen und die Festsetzung 
von Abschöpfungen, Ausfuhrabgaben und Aus- 
fuhrerstattungen in der Lizenz können von der 
zuständigen Marktordnungsstelle nur auf Wei- 
sung des Bundesministers ganz oder teilweise 
eingestellt oder abgelehnt werden. 

2. a) Auf Weisung des Bundesministers für Wirt- 

schaft und Finanzen können für die Dauer von 
höchstens drei Tagen 

aa) die Abfertigung bei der Einfuhr und Aus- 
fuhr von Marktordnungswaren vorläufig 
ausgesetzt werden und 

bb) das Verbringen und überführen von 
Marktordnungswaren, die bisher ohne 
zollamtliche Abfertigung in den freien 
Verkehr im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes treten durften, in den freien Ver- 
kehr im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
durch Bekanntmachung im Bundesanzei- 
ger untersagt werden. 

b) Der Bundesminister wird ermächtigt, im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für Wirt- 
schaft und Finanzen durch Rechtsverordnung, 
die nicht der Zustimmung des Bundesrates be- 
darf, anzuordnen, daß die Einfuhr und Aus- 
fuhr von Marktordnungswaren ausgesetzt 
oder beschränkt, insbesondere von einer Er- 
laubnis oder Genehmigung abhängig gemacht 
werden} in der Rechtsverordnung können 
Vorschriften über das Verfahren erlassen, 
Vorschriften über Lizenzen auf die Erlaubnis 
und Genehmigung für anwendbar erklärt, die 
Stellung einer Kaution vorgesehen sowie 
deren Höhe festgesetzt werden-, die Kaution 
darf 5 vom Hundert des durchschnittlichen 
Marktwertes der Waren auf der Großhandels- 
stufe nicht übersteigen. 

3. Der Bundesminister wird ermächtigt, im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft 
und Finanzen durch Rechtsverordnung, die nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, zur 
Sicherung von durch den Rat oder die Kommis- 
sion festzusetzenden Ausfuhrabgaben Vorschrif- 


eschlüsse des 9. Ausschusses 
Titel 3 

Schutzmaßnahmen 
§ 21 

unverändert 
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ten zu erlassen über die Voraussetzungen, die 
Höhe und das Verfahren der Hinterlegung eines 
Betrages oder der Stellung einer Sicherheit; der 
zu hinterlegende Betrag und die Sicherheit kön- 
nen bis zu einer Höhe bemessen werden, bei 
der eine entsprechende Ausfuhrabgabe geeignet 
ist, die Marktstörung oder die Gefahr einer 
Marktstörung zu beheben. 

(2) Für Rohtabak sowie für Flachs und Hanf gilt 
Absatz 1 mit der Maßgabe, daß an die Stelle der 
zuständigen Marktordnungsstelle das Bundesamt für 
gewerbliche Wirtschaft, an die Stelle des Bundes- 
ministers der Bundesminister für Wirtschaft und 
Finanzen und an dessen Stelle der Bundesminister 
treten. 

Titel 4 

Überwachung 
§ 22 

Überwachung des Fracht-, Post- und Reiseverkehrs 

§ 46 des Außenwirtschaftsgesetzes gilt für Markt- 
ordnungswaren hinsichtlich des Verbringens in 
dritte Länder und aus dritten Ländern mit der Maß- 
gabe, daß 

1. § 46 Abs. 2 Satz 1 des Außenwirtschaftsgesetzes 
sich auf die Ausreise aus dem Geltungsbereich 
dieses Gesetzes nach Gebieten, die nicht zum 
Zollgebiet der Gemeinschaft oder eines ihrer Mit- 
gliedstaaten gehören, und auf die Einreise aus 
Gebieten, die nicht zum Zollgebiet der Gemein- 
schaft oder eines ihrer Mitgliedstaaten gehören, 
bezieht und die Erklärungspflicht auch Markt- 
ordnungswaren betrifft, deren Verbringen oder 
überführen nach unmittelbar geltenden Rechts- 
akten des Rates oder der Kommission oder einer 
zur Durchführung dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnung beschränkt ist, 

2. § 46 Abs. 2 Satz 2 des Außenwirtschaftsgesetzes 
sich auf die Ausreise über das Zollgebiet im 
Sinne des § 2 Abs. 1 des Zollgesetzes, soweit es 
nicht zum Geltungsbereich dieses Gesetzes ge- 
hört, nach einem Zollgebiet, das weder zum Zoll- 
gebiet der Gemeinschaft oder eines ihrer Mit- 
gliedstaaten noch zu den in § 2 Abs. 3 Nr. 2 bis 4 
des Zollgesetzes genannten Zollfreigebieten ge- 
hört, und auf die Einreise über das Zollgebiet im 
Sinne des § 2 Abs. 1 des Zollgesetzes, soweit es 
nicht zum Geltungsbereich dieses Gesetzes ge- 
hört, aus einem Gebiet, das nicht zum Zollgebiet 
der Gemeinschaft oder eines ihrer Mitgliedstaa- 
ten gehört, bezieht, 

3. die Rechtsverordnung nach § 46 Abs. 3 Satz 3 
des Außenwirtschaftsgesetzes vom Bundesmini- 
ster im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Wirtschaft und Finanzen erlassen wird, so- 
weit es sich nicht um Marktordnungswaren han- 
delt, für die die Erhebung von Ausfuhrabgaben 
vorgeschrieben ist. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


Titel 4 

Überwachung 
§ 22 

unverändert 
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4. die Rechtsverordnungen nach § 46 Abs. 3 Satz 2 
und 3 des Außenwirtschaftsgesetzes vom Bundes- 
minister für Wirtschaft und Finanzen im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister erlassen wer- 
den, soweit es sich um Marktordnungswaren 
handelt, für die die Erhebung von Ausfuhrabga- 
ben vorgeschrieben ist, 

5. § 46 Abs. 4 des Außenwirtschaftsgesetzes sich 
auch auf die Überwachung der Einhaltung der 
unmittelbar geltenden Rechtsakte des Rates und 
der Kommission, dieses Gesetzes und der auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverord- 
nungen über die Einfuhr und Ausfuhr sowie über 
den sonstigen Waren- und Dienstleistungsver- 
kehr mit dritten Ländern hinsichtlich Marktord- 
nungswaren bezieht, soweit sich die Waren noch 
nicht im freien Verkehr eines Mitgliedstaates 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft be- 
finden. 


Vierter Abschnitt 

Sondervorschriften für einzelne Marktorganisationen 

§ 23 

Quoten der Zuckerproduktion 

(1) Der Bundesminister wird ermächtigt, im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft 
und Finanzen durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates Vorschriften zu erlassen über 

1. die Aufteilung der vom Rat zur Regelung der 
Zuckerproduktion für die Bundesrepublik 
Deutschland festgesetzten Grundmenge und 
Höchstquoten auf die Zuckerfabriken oder die 
die Zuckerherstellung betreibenden Unterneh- 
men nach den vom Rat oder der Kommission 
festgelegten Verteilungsmaßstäben; 

2. die Änderung der Grundquoten und Höchstquo- 
ten (Produktionsquoten) in den vom Rat be- 
stimmten Fällen und in dem vom Rat festgeleg- 
ten Umfang, um den Veränderungen in der 
Struktur der Zuckerindustrie und im Zucker- 
rübenanbau oder sonstigen vom Rat verfolgten 
Zielen, namentlich einer vom Rat für die Bundes- 
republik Deutschland neu festgesetzten oder aus- 
gesetzten Grundmenge Rechnung zu tragen; 

3. die Überwachung der Einhaltung dieser Quoten, 
soweit dies zur Durchführung von Rechtsakten 
des Rates oder der Kommission erforderlich ist. 

§ 10 Abs. 1 gilt sinngemäß. 

(2) Rechtsverordnungen nach Absatz 1 können 
vorsehen, daß der Bundesminister zu ihrer Ausfüh- 
rung Produktionsquoten durch Verwaltungsakt fest- 
setzt. 

(3) Anfechtungsklagen gegen Verwaltungsakte nach 
Absatz 2 haben keine aufschiebende Wirkung. 


Vierter Abschnitt 

Sondervorschriften für einzelne Markiorganisationen 

§ 23 

unverändert 
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§ 24 

Erzeugerpreise für Tafelwein 
Der Bundesminister wird ermächtigt, im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft und 
Finanzen durch Rechtsverordnung, die nicht der Zu- 
stimmung des Bundesrates bedarf, Vorschriften zu 
erlassen über das Verfahren bei der Feststellung des 
durchschnittlichen Erzeugerpreises für Tafelwein, 
insbesondere über die Bildung, Einsetzung und das 
Verfahren von Preisfeststellungsausschüssen. 

§ 25 

Bezeichnungen für Olivenöl 
Der Bundesminister wird ermäditigt, im Einver- 
nehmen mit den Bundesministern für Wirtschaft und 
Finanzen und für Jugend, Familie und Gesundheit 
durdi Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf, für den innergemeinschaft- 
lichen Handel und für den Handel mit dritten Län- 
dern zur Durchführung der Vorschriften der gemein- 
samen Marktorganisation für Fette über Bezeich- 
nungen und Begriffsbestimmungen für Olivenöl 

1. Vorsdiriften über die Verwendung von Bezeich- 
nungen für Olivenöl zu erlassen und 

2. für diese Bezeichnungen Begriffsbestimmungen 
aufzustellen. 


Fünfter Abschnitt 

Allgemeine Vorschriften 

§ 26 

Zuständigkeit für die Durchführung 

(1) Zuständig ist für die Durchführung von 
Re chts Verordnungen 

1. nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 und § 21 Abs. 1 Nr. 3 die 
Bundesfinanzverwaltung, 

2. nach § 16 Nr. 4 das Bundesamt für Ernährung und 
Forstwirtschaft. 

Der Bundesminister wird ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung, die nicht der Zustimmung des Bundes- 
rates bedarf, zu bestimmen, daß an die Stelle des 
Bundesamtes für Ernährung und Forstwirtschaft 
nach Nummer 2 die zuständige Marktordnungsstelle 
tritt. 

(2) Als für die Durchführung zuständige Stelle 
kann in Reditsverordnungen 

1. nach § 6 Abs. 1 Nr. 1, 2, 4, 5, 8, 10, 12, 13, 14, 15 
und 16, § 8 Abs. 1 Nr. 2 und 3, §§ 9, 10, 12 und 16 
Nr. 3 und § 21 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b eine 
Marktordnungsstelle oder die Bundesfinanzver- 
waltung, 

2. nach § 6 Abs. 1 Nr. 3, 6, 7, 9 und 11 und § 24 
eine Marktordnungsstelle 

bestimmt werden, im Rahmen der Durchführung der 
gemeinsamen Marktorganisation für Wein an Stelle 
einer Marktordnungsstelle auch der Vorstand des 
Stabilisierungsfonds für Wein. 


eschlüsse des 9. Ausschusses 
§24 

unverändert 


§ 25 

unverändert 


Fünfter Absdinitt 

Allgemeine Vorschriften 

§ 26 

unverändert 
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(3) Der Bundesminister wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, eine Marktordnungsstelle, im 
Rahmen der gemeinsamen Marktorganisation für 
Wein auch den Vorstand des Stabilisierungsfonds 
für Wein, als zuständige Steile für die Durchführung 
von Rechtsakten des Rates oder der Kommission 
hinsichtlich Marktordnungswaren zu bestimmen. 


§ 27 § 27 

Meldepflichten unverändert 

(1) Der Bundesminister wird ermäditigt, im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft 
und Finanzen durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates, soweit dies zur Durdifüh- 
rung von Reditsakten des Rates oder der Kommis- 
sion oder zur Durchführung internationaler Abkom- 
men erforderlich ist, 

1. Personen und nicht reditsfähige Personenvereini- 
gungen zu verpflichten, regelmäßig Aufzeichnun- 
gen über die angelieferten, verkauften oder in 
den oder aus dem Geltungsbereich dieses Geset- 
zes verbrachten Mengen an Marktordnungswa- 
ren und über die Preise zu machen sowie die 
Mengen und Preise der zuständigen Marktord- 
nungsstelle zu melden, 

2. Börsen, Verwaltungen öffentlicher Märkte und 
sonstige Stellen, die Preisnotierungen oder Preis- 
feststellungen hinsichtlich Marktordnungswaren 
vornehmen, zu verpflichten, der zuständigen 
Marktordnungsstelle die Ergebnisse der Notie- 
rungen oder Feststellungen zu melden. 

(2) In Rechtsverordnungen nach Absatz 1 können 
insbesondere die Häufigkeit sowie Inhalt und Form 
der Meldungen und die Art der Übermittlung ge- 
regelt werden. 


§ 28 § 28 

Allgemeine Prüfungsrechte unverändert 

und Auskunftspflichten 

(1) Der Bundesminister, der Bundesrechnungshof, 
die Verwaltungsbehörde (§ 34 Abs. 3) und die 
Marktordnungsstellen sowie im Rahmen der ihnen 
durch dieses Gesetz oder auf Grund dieses Gesetzes 
übertragenen Zuständigkeiten der Vorstand des Sta- 
bilisierungsfonds für Wein und das Bimdesamt für 
gewerbliche Wirtschaft können Auskünfte verlan- 
gen, soweit dies erforderlich ist, um die Einhaltung 
von unmittelbar geltenden Rechtsakten des Rates 
oder der Kommission hinsichtlich Marktordnungs- 
waren, diesem Gesetz und den auf Grund dieses Ge- 
setzes erlassenen Rechtsverordnungen zu überwa- 
chen. Zu diesem Zweck können sie verlangen, daß 
ihnen die geschäftlichen Unterlagen vorgelegt wer- 
den. Sie können zu dem genannten Zweck auch Prü- 
fungen bei den Auskunftspflichtigen vornehmen. 
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Zur Vornahme der Prüfungen können die in Satz 1 
genannten Stellen, die Mitglieder ihrer Organe und 
ihre Bediensteten und Beauftragten Grundstücke, 

Geschäftsräume und zur Verhütung dringender Ge- 
fahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
auch Wohnräume des Auskunftspflichtigen betreten; 
das Grundrecht des Artikels 13 des Grundgesetzes 
wird insoweit eingeschränkt. 

(2) Auskunftspflichtig ist, wer Marktordnungs- 
waren erzeugt, gewinnt, be- oder verarbeitet, ver- 
bringt, ein- oder ausführt, besitzt oder besessen hat 
oder wer unmittelbar oder mittelbar am Geschäfts- 
verkehr mit solchen Waren teilnimmt oder teilge- 
nommen hat. 

(3) Personen und nicht rechtsfähige Personenver- 
einigungen, die zu eigenen oder fremden Erwerbs- 
zwecken zur Gewinnung von Tafelwein geeigneten 
Wein und Tafelwein im eigenen oder fremden Na- 
men kaufen, verkaufen oder vermitteln, sind ver- 
pflichtet, auf Verlangen dem Vorstand des Stabili- 
sierungsfonds für Wein Auskunft über Mengen, 

Arten, Rebsorten und Preise der ge- oder verkauf- 
ten oder vermittelten Weine zu erteilen. Absatz 1 
Satz 2 bis 4 ist sinngemäß anzuwenden. 

(4) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich- 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen verwei- 
gern, deren Beantwortung ihm selbst oder einen der 
in § 383 Abs. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung be- 
■ zeichneten Angehörigen der Gefahr strafgericht- 
licher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 


§ 29 

Öffentlich-rechtliche Streitigkeiten 

(1) In öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten über 
die Festsetzung von Abschöpfungen, Ausfuhrabga- 
ben und Ausfuhrerstattungen in Bescheiden nach 
§ 13, über Ausfuhr- und Produktionserstattungen, 
Abgaben im Rahmen von Produktionsregelungen, 
Einfuhrsubventionen zu Zwecken des Preisaus- 
gleichs, Erzeuger- und Käuferprämien sowie über 
Hinterlegungen und Sicherheitsleistungen nach § 18 
Abs. 2 Nr. 1 und § 21 Abs. 1 Nr. 3 ist der Finanz- 
rechtsweg gegeben. An die Stelle des Finanzamtes 
tritt dabei im Falle des § 14 die zuständige Markt- 
ordnungsstelle; dasselbe gilt, soweit in Rechtsver- 
ordnungen nach § 6 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 14 eine 
Marktordnungsstelle als zuständige Stelle bestimmt 
ist. Soweit eine Rechtsstreitigkeit Maßnahmen nach 
Satz 1 betrifft, für deren Durchführung eine Markt- 
ordnungsstelle zuständig ist, kann der Bundesmini- 
ster dem Verfahren über die Revision beitreten; 
§ 122 Abs. 2 Satz 3 und 4 der Finanzgerichtsordnung 
gilt entsprechend. § 139 Abs. 2 der Finanzgerichts- 
ordnung findet auf das Verfahren nach Satz 1 keine 
Anwendung. Für das außergerichtliche Vorverfahren 
gelten die Vorschriften der §§ 228 bis 259 der Reichs- 


s 9. Ausschusses 


§ 29 

rändert 
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abgabenordnung mit der Maßgabe sinngemäß, daß 
als außergerichtlicher Rechtsbehelf der Einspruch 
gegeben ist und, soweit eine Marktordnungsstelle 
zuständig ist, diese an die Stelle des Finanzamtes 
tritt. 

(2) Ist die in einem Abschöpfungs-, Ausfuhrab- 
gaben- oder Ausfuhrerstattungsbescheid zugrunde 
gelegte, im voraus festgesetzte Abgabe oder Erstat- 
tung unanfechtbar geändert worden, so wird der 
Bescheid von Amts wegen durch einen neuen Be- 
scheid ersetzt. § 146 a Abs. 2 Satz 1 der Reichsab- 
gabenordnung gilt sinngemäß. 

(3) Liegen der Festsetzung von Abschöpfungs-, 
Ausfuhrabgaben- oder Ausfuhrerstattungsbeträgen 
Entscheidungen zugrunde, die in einem Bescheid 
nach § 13 getroffen sind, so kann die Festsetzung 
des Betrages in dem Abgaben- oder Erstattungsbe- 
scheid nicht mit der Begründung angefochten wer- 
den, daß die in dem Bescheid nach § 13 getroffene 
Entscheidung unzutreffend sei. Dieser Einwand kann 
nur in einem Verfahren gegen die Vorausfestset- 
zung der Abgabe oder Erstattung erhoben werden. 

(4) Ein Bescheid über die Festsetzung von Abga- 
ben im Rahmen von Produktionsregelungen kann 
nicht mit der Begründung angefochten werden, daß 
die der Abgabenfestsetzung zugrundeliegende Fest- 
setzung der Produktionsquote unzutreffend sei. Die- 
ser Einwand kann nur in einem Verfahren gegen die 
Festsetzung der Produktionsquote erhoben werden. 

(5) Für die Vollstreckung öffentlich-rechtlicher 
Geldforderungen, für die nach Absatz 1 Satz 1 der 
Finanzrechtsweg begründet ist, sind die §§ 2 bis 5 
und 19 des Verwaltungs-Vollstreckungsgesetzes an- 
zuwenden. 

Sechster Abschnitt 

Straf- und Bußgeldvorschriften 

§ 30 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in seiner 
Eigenschaft als Mitglied eines Organs, als Ange- 
höriger oder als Beauftragter einer mit Aufgaben 
auf Grund von Rechtsakten des Rates oder der Kom- 
mission hinsichtlich Marktordnungswaren oder auf 
Grund dieses Gesetzes betrauten Stelle bekannt- 
geworden ist, unbefugt offenbart, wird mit Freiheits- 
strafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe oder 
mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Frei- 
heitsstrafe bis zu zwei Jahren; daneben kann auf 
Geldstrafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, 
wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- 


Sechster Abschnitt 
Straf- und Bußgeldvorschriften 

§ 30 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in seiner 
Eigenschaft als Mitglied eines Organs, als Ange- 
höriger oder als Beauftragter einer mit Aufgaben 
auf Grund von Rechtsakten des Rates oder der Kom- 
mission hinsichtlich Marktordnungswaren oder auf 
Grund dieses Gesetzes betrauten Stelle bekannt- 
geworden ist, unbefugt offenbart, wird mit Freiheits- 
strafe bis zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder 
mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) unverändert 
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oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Vor- 
aussetzungen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, 
unbefugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten (^) unveränc 
verfolgt. 


§ 31 

Geltung der Straf- und Bußgeldvorschriften 
der Reichsabgabenordnung 

(1) Die Straf- und Bußgeldvorschriften der Reichs- 
abgabenordnung sind, soweit sie sich auf Steuern 
und Steuervorteile beziehen, entsprechend anzu- 
wenden auf besondere Vergünstigungen (§ 6), Inter- 
ventionen (§ 7) und Abgaben (§ 8 Abs. 1 Nr. 2 
und 3), die nach Rechtsakten des Rates oder der 
Kommission oder nach Rechtsverordnungen auf 
Grund dieses Gesetzes gewährt werden oder zu er- 
heben sind. 

(2) Die nach Absatz 1 anzuwendenden Straf- und 
Bußgeldvorschriften sowie die auf Abschöpfungen, 
Ausfuhrabgaben und Abgaben im Rahmen von Pro- 
duktionsregelungen anzuwendenden Straf- und Buß- 
geldvorsdiriften gelten, unabhängig von dem Recht 
des Tatortes auch für Taten, die außerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes begangen werden. 

§ 32 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
leichtfertig unrichtige oder unvollständige Angaben 
tatsächlicher Art macht oder benutzt, um für sich 
oder einen anderen eine Lizenz, Erlaubnis, Geneh- 
migung, Zulassung, Anerkennung, Bewilligung oder 
Bescheinigung zu erlangen, die nach Rechtsakten des 
Rates oder der Kommission hinsichtlich Marktord- 
nungswaren oder nach Rechtsverordnungen auf 
Grund dieses Gesetzes erforderlich sind. 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

1. Marktordnungswaren ohne die vorgeschriebenen 
Bescheide (§ 13) in den oder aus dem Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes verbringt oder einführt 
oder ausführt oder verbringen, einführen oder 
ausführen läßt oder 

2. Marktordnungswaren in den oder aus dem Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes verbringt oder ver- 
bringen läßt, ohne die Waren zu einem zollrecht- 
lich beschränkten Verkehr abfertigen zu lassen, 
obwohl die Einfuhr oder Ausfuhr nach Rechts- 
akten des Rates oder der Kommission oder nach 
Rechtsverordnungen auf Grund des § 21 Abs. 1 
Nr. 2 Buchstabe b ausgesetzt ist. 

(3) Ordnungswidrig handelt ferner, wer 

1. vorsätzlich oder leichtfertig entgegen einer Vor- 
schrift in Rechtsakten des Rates oder der Korn- 


e des 9. Ausschusses 


e r t 


§ 31 

nverändert 


§ 32 

nverändert 
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mission hinsichtlich Marktordnungswaren oder in 
Rechtsverordnungen auf Grund dieses Gesetzes 
oder entgegen § 28 

a) einer Melde- oder Buchführungspflicht zu- 
widerhandelt, 

b) eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht voll- 
ständig oder nicht fristgemäß erteilt, 

c) Geschäftsunterlagen nicht, nicht vollständig 
oder nicht fristgemäß vorlegt oder die Ein- 
sichtnahme in Geschäftspapiere oder sonstige 
Unterlagen nicht gestattet oder 

d) die Besichtigung von Grundstücken oder 
Räumen oder eine amtliche Überwachung der 
zweck- oder fristgerechten Verwendung nicht 
gestattet, 

2. die Nachprüfung (§ 28) von Umständen, die nach 
Rechtsakten des Rates oder der Kommission hin- 
sichtlich Marktordnungswaren, nach diesem Ge- 
setz oder nach Rechtsverordnungen auf Grund 
dieses Gesetzes erheblich sind, dadurch verhin- 
dert oder erschwert, daß er Bücher oder Aufzeich- 
nungen, deren Führung oder Aufbewahrung ihm 
nach handeis- oder steuerrechtlichen Vorschriften 
oder nach einer auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
senen Rechtsverordnung obliegt, nicht oder nicht 
ordentlich führt, nicht aufbewahrt oder verheim- 
licht, 

3. vorsätzlich oder leichtfertig einer nach § 6 Abs. 1 
Nr. 9, §§ 9, 10, 16 Nr. 4 oder § 18 erlassenen 
Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit sie für 
einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeld- 
vorschrift verweist, 

4. entgegen § 17 Abs. 2 Satz 1 Waren nicht an- 
meldet oder 

5. vorsätzlich oder fahrlässig einer nach § 25 erlas- 
senen Rechtsverordnung über Bezeichnungen für 
Olivenöl zuwiderhandelt, soweit sie für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvor- 
schrift verweist. 

(4) Der Versuch einer Ordnungswidrigkeit nach 
Absatz 2 kann geahndet werden. 

(5) Eine Ordnungswidrigkeit 

1. nach Absatz 1, 2 und 3 Nr. 3 kann mit einer Geld- 
buße bis zu hunderttausend Deutsche Mark, 

2. nach Absatz 3 Nr. 1, 2, 4 und 5 kann mit einer 
Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche Mark 

geahndet werden. 

(6) Gegenstände, auf die sich die Ordnungswidrig- 
keit bezieht, können eingezogen werden. 
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§ 33 

Befugnisse der Zollbehörden u n v 

(1) Die Staatsanwaltschaft und die Verwaltungs- 
behörde können bei Straftaten und bei Ordnungs- 
widrigkeiten nach den §§ 31 und 32 Ermittlungen 
(§ 161 Satz 1 der Strafprozeßordnung) auch durch die 
Hauptzollämter oder die Zollfahndungsämter vor- 
nehmen lassen. 

(2) Die Hauptzollämter und die Zollfahndungs- 
ämter sowie deren Beamte haben auch ohne Er- 
suchen der Staatsanwaltschaft oder der Verwal- 
tungsbehörde Straftaten und Ordnungswidrigkeiten 
der in Absatz 1 bezeichneten Art zu erforschen und 
zu verfolgen, wenn diese das Verbringen in den 
oder aus dem Geltungsbereich dieses Gesetzes, die 
Einfuhr oder Ausfuhr, die Herstellung, Verwendung 
oder Behandlung von Marktordnungswaren betref- 
fen, die dej: amtlichen Überwachung durch die Bun- 
desfinanzverwaltung nach diesem Gesetz oder den 
auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverord- 
nungen unterliegen. Dasselbe gilt für die sonstigen 
Straftaten und Ordnungswidrigkeiten, soweit Ge- 
fahr im Verzug ist. § 163 der Strafprozeßordnung 
und § 53 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
bleiben unberührt. 

(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 haben die 
Beamten der Hauptzollämter und der Zollfahndungs- 
ämter die Rechte und Pflichten der Polizeibeamten 
nach den Vorschriften der Strafprozeßordnung und 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten. Sie sind 
insoweit Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft. 

(4) ln diesen Fällen können die Hauptzollämter 
und Zollfahndungsämter sowie deren Beamte im 
Bußgeldverfahren Beschlagnahmen, Durchsuchungen 
und Untersuchungen nach den für Hilfsbeamte der 
Staatsanwaltschaft geltenden Vorschriften der Straf- 
prozeßordnung vornehmen; unter den Voraus- 
setzungen des § 101 a Abs. 2 Satz 2 der Strafprozeß- 
ordnung können auch die Hauptzollämter die Not- 
veräußerung anordnen. 

(5) § 46 Abs. 5 des Außenwirtschaftsgesetzes gilt 
entsprechend. 


§ 34 

Straf- und Bußgeldverfahren u n v 

(1) Soweit für Straftaten nach § 31 das Amts- 
gericht sachlich zuständig ist, ist örtlich zuständig 
das Amtsgericht, in dessen Bezirk das Landgericht 
seinen Sitz hat. Die Landesregierung kann durch 
Rechtsverordnung die örtliche Zuständigkeit des 
Amtsgerichts abweichend regeln, soweit dies mit 
Rücksicht auf die Wirtschafts- oder Verkehrsverhält- 
nisse, den Aufbau der Verwaltung oder andere Ört- 
liche Bedürfnisse zweckmäßig erscheint. Die Landes- 
regierung kann diese Ermächtigung auf die Landes- 
justizverwaltung übertragen. 


s 9. Ausschusses 
§ 33 

rändert 


§ 34 

rändert 
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(2) Im Strafverfahren gelten die §§ 49, 63 Abs. 2, 
3 Satz 1 und § 76 Abs. 1, 3 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten über die Beteiligung der Ver- 
waltungsbehörde im Verfahren der Staatsanwalt- 
schaft und im gerichtliciien Verfahren entsprechend. 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne dieses Gesetzes 
und des § 36 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten ist die Oberfinanzdirektion als Bundes- 
behörde. Der Bundesminister für Wirtschaft und 
Finanzen kann durch Rechts Verordnung, die nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, die örtliche 
Zuständigkeit der Oberfinanzdirektion als Verwal- 
tungsbehörde gemäß Satz 1 abweichend regeln, so- 
weit dies mit Rücksicht auf die Wirtschafts- oder 
Verkehrsverhältnisse, den Aufbau der Verwaltung 
oder andere örtliche Bedürfnisse zweckmäßig er- 
scheint. 

(4) An Stelle der Verwaltungsbehörde kann das 
Hauptzollamt einen Bußgeldbescheid erlassen, wenn 
die Verletzung von Pflichten bei dem Verbringen in 
den oder aus dem Geltungsbereich dieses Gesetzes, 
der Einfuhr oder Ausfuhr, der Herstellung, Verwen- 
dung oder Behandlung einer Marktordnungsware 
nach diesem Gesetz oder auf Grund dieses Gesetzes 
eine Ordnungswidrigkeit darstellt; die in dem Buß- 
geldbescheid festgesetzte Geldbuße darf den Betrag 
von tausend Deutsche Mark nicht übersteigen. Das 
Hauptzollamt kann bei den in Satz 1 Halbsatz 1 
bezeichneten Ordnungswidrigkeiten auch die Ver- 
warnung nach § 56 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten erteilen; § 57 Abs. 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten gilt entsprechend. 

(5) § 46 Abs. 5 des Außenwirtschaftsgesetzes gilt 
entsprechend. 

Siebter Abschnitt 
Übergangs- und Schlußvorsdiriften 

§ 35 

Änderung des Weinwirtschaftsgesetzes 

Das Weinwirtschaftsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 9. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I 
S. 471), geändert durch das Einführungsgesetz zum 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten vom 24. Mai 
1968 (Bundesgesetzbl. I S. 503), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 1 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
a) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Weinreben der im Rahmen der gemein- 
samen Marktorganisation für Wein der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft emp- 
fohlenen oder zugelassenen Rebsorten dür- 
fen nur mit Genehmigung der von der 
Landesregierung bestimmten Behörde wein- 
bergmäßig neu angepflanzt sowie in gerode- 
ten Weinbergen wiederangepflanzt werden." 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


Siebter Abschnitt 
Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 35 

Änderung des Weinwirtschaftsgesetzes 

Das Weinwirtschaftsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 9. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I 
S. 471), geändert durch das Einführungsgesetz zum 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten vom 24. Mai 
1968 (Bundesgesetzbl. I S. 503), wird wie folgt 
geändert: 

1. unverändert 
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b) Folgende Satz 4 wird angefügt: 

„Die Genehmigung zur Anpflanzung kann 
auch für nicht empfohlene oder nicht zuge- 
lassene Rebsorten erteilt werden, wenn die 
Anpflanzung zu einem der folgenden Zwecke 
erfolgt: 

1. Prüfung der Anbaueignung einer Reb- 
sorte, 

2. wissenschaftliche Untersuchungen, 

3. Kreuzungs- und Selektionsarbeiten, 

4. Erzeugung von vegetativem Vermeh- 
rungsgut von Reben, das ausschließlich 
für die Ausfuhr nach dritten Ländern be- 
stimmt ist." 

2. § 2 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Für Vermögensnachteile, die durch die Ver- 
sagung der Genehmigung zur Wieder- 
anpflanzung von Weinreben der im Rahmen der 
gemeinsamen Marktorganisation für Wein der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft emp- 
fohlenen oder zugelassenen Rebsorten in ge- 
rodeten Weinbergen nach diesem Gesetz ent- 
stehen, hat das Land nach Maßgabe der folgen- 
den Vorschriften eine Entschädigung in Geld zu 
leisten." 

3. § 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten (Bundesminister) erläßt im 
Einvernehmen mit den Bundesministern für 
Wirtschaft und der Finanzen durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates die 
erforderlichen Bestimmungen zur Durchführung 
der Artikel 1 und 2 der Verordnung Nr. 24 des 
Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
über die schrittweise Errichtung einer gemein- 
samen Marktorganisation für Wein vom 4. April 
1962 (Amtsblatt der Europäischen Geijieinschaf- 
ten S. 989) in der jeweils geltenden Fassung 
und der zu diesen Artikeln von dem Rat oder 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten erlassenen Verordnungen, Entscheidungen 
oder Richtlinien. " 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


2. unverändert 


3. unverändert 


3a. Folgender § 3a wird eingefügt: 

„§ 3a 

Der Bundesminister wird ermächtigt, im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister der Finan- 
zen durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates vorzuschreiben, in welcher 
Weise Personen ihr Vorhaben, Reben neu an- 
zupflanzen, Rebflädien wiederzubepflanzen, zu 
roden oder aufzugeben, den nach Landesrecht 
zuständigen Behörden zu melden haben, soweit 
' dies in Verordnungen, Entscheidungen oder 
Richtlinien des Rates oder der Kommission vor- 
gesehen ist." 


26 



Deutsdier Bundestag - 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3223 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


Entwurf 

4. Die §§ 4 und 5 werden gestrichen. 


5. § 7 erhält folgende Fassung: 

»§ 7 

Verwendung von Einzelangaben 

Die erhebenden Behörden sind berechtigt, 
Einzelangaben in Erklärungen, die nach den 
Durchführungsvorsdiriften zu Artikel 1 der Ver- 
ordnung Nr. 24 des Rates der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft abzugeben sind, an die 
zuständigen Bundes- und Landesbehörden für 
behördliche Maßnahmen zur Durchführung der 
gemeinsamen Marktorganisation für Wein der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Anbauregelung nach den §§ 1 und 2 weiterzu- 
leiten." 

6. § 8 wird gestrichen. 

7. § 9 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Stabilisierungsfonds hat die Auf- 
gabe, im Rahmen der im zur Verfügung stehen- 
den Mittel, insbesondere des Aufkommens aus 
der Abgabe (§ 16 Abs. 1), die Qualität des 
Weines sowie durch Erschließung und Pflege 
des Marktes den Absatz des Weines zu 
fördern." 

8. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Mitglieder des Vorstandes werden vom 
Bundesminister nach Anhörung des Verwal- 
tungsrates für die Dauer von fünf Jahren 
bestellt." 

b) Absatz 1 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

„Der Bundesminister kann die Bestellung 
nach Anhörung des Verwaltungsrates wider- 
rufen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt." 


4. § 4 erhält folgende Fassung: 

.§4 

Meldung von Faß- und Tankraum 

Der Bundesminister wird ermächtigt, im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister der Finan- 
zen durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates zur Vorbereitung von Maßnah- 
men in der Wein Wirtschaft, die den Zielen der 
gemeinsamen Agrarpolitik der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft dienen, vorzuschreiben, 
daß Weinbaubetriebe und Betriebe, die ge- 
werbsmäßig Wein be- oder verarbeiten, lagern 
oder handeln, einschließlich der Winzerzusam- 
menschlüsse ihren Faß- und Tankraum für Trau- 
benmost und Wein zu melden haben, sowie die 
näheren Vorschriften über das Melde verfahren 
zu erlassen." 

4a. § 5 wird gestrichen. 

5. unverändert 


6. unverändert 

7. unverändert 


8. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Mitglieder des Vorstandes werden vom 
Bundesminister auf Vorschlag des Verwal- 
tungsrates auf die Dauer von fünf Jahren 
bestellt." 

b) unverändert 
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c) Absatz 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 
„Soweit der Vorstand Aufgaben nach dem 
Gesetz zur Durchführung der gemeinsamen 
Marktorganisationen vom ... 1971 (Bundes- 
gesetzbl. I S. . . .) oder nach Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund des genannten Ge- 
setzes erlassen worden sind, wahrnimmt, 
unterliegt er den Weisungen des Bundes- 
ministers; an Beschlüsse des Aufsichtsrates 
und des Verwaltungsrates ist er nicht ge- 
bunden." 

9. § 12 Abs. 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der Aufsichtsrat hat den Vorstand, ausgenom- 
men bei den in § 11 Abs. 2 Satz 2 genannten 

Aufgaben, zu überwachen." 

10. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 5 Satz 2 und 3 wird gestrichen. 

b) Absatz 7 erhält folgende Fassung: 

„(7) Der Verwaltungsrat beschließt ferner 
in den ersten fünf Monaten jedes Geschäfts- 
jahres über die Entlastung des Vorstandes, 
ausgenommen hinsichtlich der in § 1 1 Abs. 2 
Satz 2 genannten Aufgaben, und des Auf- 
sichtsrates." 


11. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. ohne die nach § 1 Abs. 1 erforderliche 
Genehmigung Weinreben anpflanzt, 

2. entgegen Artikel 16 Abs. 2 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 816/70 des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften vom 
28. April 1970 zur Festlegung ergänzen- 
der Vorschriften für die gemeinsame 
Marktorganisation für Wein (Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 
99 S. 1) in der jeweils geltenden Fassung 
Weinreben, die nicht zu den von dem 
Rat oder der Kommission in Durch- 
führungsbestimmungen zu Artikel 16 
Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
des Rates empfohlenen oder zugelas- 
senen Rebsorten gehören, ohne Geneh- 
migung nach § 1 Abs. 1 Satz 4 anpflanzt." 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 
c) unverändert 


9. unverändert 


10. unverändert 


10a. In § 16 Abs. 1 Nr. 2 wird folgender Satz an- 
gefügt: 

„Die aufgeführten Erzeugnisse gelten auch dann 
als erstmals in den Handel gebracht, wenn sie 
vom Käufer oder Übernehmer aus Gebieten 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes 
oder über diese Gebiete bezogen werden und 
die Abgabe nicht bereits vorher zu entrichten 
war." 

11. § 17 wird wie folgt geändert; 
a) unverändert 
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b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 wird bis zu dem mit dem 
Wort „soweit" beginnenden Halbsatz 
wie folgt geändert: 

„1. entgegen Artikel 2 der Verordnung 
Nr. 24 des Rates der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft, den Arti- 
keln 2 bis 6 der Verordnung Nr. 134 
der Kommission der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft vom 25. 
Oktober 1962 (Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften S. 2604) in 
der jeweils geltenden Fassung oder 
einer nach § 3 erlassenen Rechtsver- 
ordnung,". 

bb) Nummer 2 wird bis zu dem mit dem 
Wort „soweit" beginnenden Halbsatz 
wie folgt geändert: 

„2. entgegen den Artikeln 1 bis 4 der 
Verordnung Nr. 143 der Kommis- 
sion der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft vom 23. November 
1962 (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften S. 2789) in der je- 
weils geltenden Fassung oder einer 
Vorschrift einer nach § 3 erlassenen 
Rechtsverordnung, " . 


cc) Nummer 3 wird gestrichen. 

12. In § 18 Abs. 1 und 2 wird jeweils das Wort 
„Gefängnis" durch das Wort „Freiheitsstrafe" 
ersetzt. 

§ 36 

Änderung des Handelsklassengesetzes 

Das Handelsklassengesetz vom 5. Dezember 1968 
(Bundesgesetzbl. I S, 1303), geändert durch das Ge- 
setz zur Änderung des Handelsklassengesetzes vom 
12. März 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 188), wird wie 
folgt geändert; 


Beschlüsse des 9. Äusschusses 

b) unverändert 
aa) unverändert 


bb) unverändert 


bbl) Folgende Nummer 2a wird eingefügt: 

„2a. entgegen 

a) Artikel 17 Abs. 1 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 816/70 des 
Rates oder 

b) einer nach § 3a ergangenen 
Rechtsverordnung, soweit sie 
für einen bestimmten Tatbe- 
stand auf diese Bußgeldvor- 
schrift verweist, 

eine Meldung nicht, nicht rechtzei- 
tig, nicht richtig oder nicht voll- 
ständig erstattet,". 

Doppelbuchstabe cc entfällt 

12. unverändert 

§ 36 

Änderung des Handelsklassengesetzes 

Das Handelsklassengesetz vom 5. Dezember 1968 
(Bundesgesetzbl. I S. 1303), geändert durch das Ge- 
setz zur Änderung des Handelsklassengesetzes vom 
12. März 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 188), wird wie 
folgt geändert: 
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Beschlüsse des 9. Ausschusses 


01. ,In § 1 Abs. 3 wird folgender neuer Satz 2 an- 
gefügt: 

„Der Bundesminister wird ermächtigtr im Ein- 
vernehmen mit den Bundesministern für Jugend, 
Familie und Gesundheit und für Wirtschaft 
durch Rechts Verordnung, die nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, zur Durchfüh- 
rung von in Satz 1 genannten Verordnungen des 
Rates oder der Kommission Vorschriften zu er- 
lassen über die Nichtanwendung von Qualitäts- 
normen, Verkaufsnormen oder ähnlichen Vor- 
schriften, die einer Regelung nach diesem Ge- 
setz entsprechen, soweit die Voraussetzungen 
für die Nichtanwendung nach den vom Rat oder 
der Kommission erlassenen Verordnungen be- 
stimmt oder bestimmbar sind." ' 


l. In § 3 werden folgende Sätze an gefügt: 

„Hierbei kann das Verbringen aus Gebieten, die 
nicht zum Zollgebiet der Gemeinschaft (Verord- 
nung (EWG) Nr. 1496/68 des Rates vom 27. Sep- 
tember 1968 - Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften Nr. L 238 S. 1 -) oder eines ihrer 
Mitgliedstaaten gehören, auf die erste und zwei- 
te Handelsklasse beschränkt werden, wenn dies 
im gesamtwirtschaftlichen Interesse erforderlich 
ist." 


2. § 5 wird wie folgt geändert: 2. unverändert 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird der Hinweis in der 
Klammer durch folgenden Hinweis ersetzt: 

„§ 3 des Gesetzes zur Durchführung der ge- 
meinsamen Marktorganisationen vom . . . 

1971 Bundesgesetzbl. IS....)". 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Inhaber oder Leiter der Betriebe sind 
verpflichtet, das Betreten der Geschäftsräume 
und Grundstücke, Verkaufseinrichtungen und 
Transportmittel sowie die dort vorzunehmen- 
den Besichtigungen zu gestatten, die zu be- 
sichtigenden Erzeugnisse selbst oder durch 
andere so darzulegen, daß die Besichtigung 
ordnungsgemäß vorgenommen werden kann, 
selbst oder durch andere die erforderliche 
Hilfe bei der Besichtigung zu leisten, die 
Proben entnehmen zu lassen, die geschäft- 
lichen Unterlagen vorzulegen, prüfen zu las- 
sen und Auskünfte zu erteilen." 

c) Es wird folgender neuer Absatz 4 eingefügt: 

„(4) Erfolgt die Überwachung beim Ver- 
bringen in den Geltungsbereich oder aus dem 
Geltungsbereich dieses Gesetzes, so gelten 
die Absätze 2 und 3 entsprechend auch für 
denjenigen, der die Erzeugnisse im Sinne des 
§ 1 für den Betriebsinhaber in den oder aus 
dem Geltungsbereich dieses Gesetzes ver- 
bringt." 
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d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und 
folgender Absatz 6 wird angefügt: 

„(6) Der Bundesminister wird ermächtigt, 
im Einvernehmen mit den Bundesministern 
für Wirtschaft und der Finanzen durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf, das Verfahren der 
Überwachung beim Vorbringen in den oder 
aus dem Geltungsbereich dieses Gesetzes zu 
regeln." 

3. § 7 Abs. 1 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

„4. entgegen § 5 Abs. 3 oder 4 

a) das Betreten von Geschäftsräumen, 
Grundstücken, Verkaufseinrichtungen 
oder Transportmitteln oder deren Besich- 
tigung nicht gestattet, 

b) die zu besichtigenden Erzeugnisse nicht 
so darlegt, daß die Besichtigung ord- 
nungsgemäß vorgenommen werden kann, 

c) die erforderliche Hilfe bei der Besichti- 
gung nicht leistet, 

d) Proben nicht entnehmen läßt, 

e) geschäftliche Unterlagen nicht, nicht voll- 
ständig oder nicht fristgemäß vorlegt 
oder nicht prüfen läßt oder 

f) eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht fristgemäß erteilt." 

4. § 9 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Verbote und Beschränkungen der 
nach diesem Gesetz erlassenen Rechtsverordnun- 
gen stehen der Abfertigung durch die Zolldienst- 
stellen nicht entgegen, soweit sich nicht aus Ver- 
ordnungen des Rates oder der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften oder der zu ihrer 
Durchführung nach § 1 Abs. 3 erlassenen Rechts- 
verordnungen etwas anderes ergibt." 

§ 37 

Änderung des Zuckergesetzes 

§ 8 des Zuckergesetzes vom 5. Januar 1951 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 47), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Änderung des Durchführungsgesetzes 
EWG Getreide, Reis, Schweinefleisch, Eier und Ge- 
flügelfleisch sowie des Zuckergesetzes vom 30. Juli 
1968 (Bundesgesetzbl. I S. 874), wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In Äbsatz 1 werden hinter dem Wort „Zucker" 
die Worte „und Rohtabak" eingefügt. 

2. In Äbsatz 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Sätze 1 bis 5 gelten nicht hinsichtlich der 
Durchführung der gemeinsamen Marktorganisa- 
tion für Rohtabak." 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


3. unverändert 


4. unverändert 


§ 37 

Änderung des Zuckergesetzes 

Das Zuckergesetz vom 5. Januar 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 47), zuletzt geändert durch das Gesetz 
zur Änderung des Durchführungsgesetzes EWG Ge- 
treide, Reis, Schweinefleisch, Eier und Geflügel- 
fleisch sowie des Zuckergesetzes vom 30. Juli 1968 
(Bundesgesetzbl. I S. 874), wird wie folgt geändert: 

1. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) In Äbsatz 1 werden hinter dem Wort „Zucker" 
die Worte „und Rohtabak" eingefügt. 

b) In Äbsatz 4 wird folgender Satz angefügt: 
„Die Sätze 1 bis 5 gelten nicht hinsichtlich der 
Durchführung der gemeinsamen Marktorgani- 
sation für Rohtabak." 
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§ 38 

Änderung des Fischgesetzes 
Das Fischgesetz vom 31. August 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 567), zuletzt geändert durch das Ab- 
satzfondsgesetz vom 26. Juni 1969 (Bundesgesetzbl, I 
S. 635), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) § 6 gilt für Seefische und Fischwaren." 

2. § 2 Abs. 1, 2 und 4 und die §§ 3, 4, 5, 8, 9 und 10 
werden gestrichen. 

3. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr, 1 wird das Wort „See- 
fischerei" durch folgende Worte ersetzt: 
„Hochsee-, Großen Herings-, Kutter- und 
Küstenfischerei (Seefischerei)". 

b) Die Absätze 3 bis 5 werden durch folgende 
Absätze 3 bis 7 ersetzt: 

„(3) Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (Bundesminister) 
erläßt durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates Bestimmungen über 
die Höhe des Beitrages und seine Erhebung; 
dabei kann er einzelne Fischarten und Fisch- 
waren von der Abgabepflicht ausnehmen. Die 
für die Fischwirtschaft zuständigen obersten 
Landesbehörden (oberste Landesbehörden) 
können die Zahlstellen bestimmen und An- 
landungen in einzelnen Küstenbezirken oder 
Häfen außer in Seefischmärkten von der Ab- 
gabepflicht ausnehmen, soweit es sich nicht 
um Anlandungen der Hochseefischerei 
handelt. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

2. In § 9 wird nach Absatz 5 folgender Absatz 5ä 
eingefügt: 

„(5 a) Der Bundesminister kann die Einfuhr- 
und Vorratsstelle beauftragen, zur Sicherstellung 
der Versorgung unter Verwendung der im Haus- 
halt bereitgestellten Mittel eine Vorratshaltung 
in Zucker durchzuführen. Die Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle kann bei der Übernahme von Zucker, 
der aus sonstigen Gebieten in den Geltungs- 
bereich des Gesetzes verbracht wird, gemäß den 
Absätzen 1 bis 3 die Auflage erteilen, daß der 
Zucker in die Vorratshaltung zu liefern ist. Wird 
aus den vorhandenen Vorräten Zucker in den 
Verkehr gebracht, so gilt Absatz 5 entsprechend." 

§ 38 

unverändert 


(4) Der Beitrag wird nach den Vorschriften 
des Verwaltungs-Vollstreckungsgesetzes oder, 
soweit die Vollstreckung durch die Landes- 
behörden durchgeführt wird, nach den ent- 
sprechenden landesrechtlichen Vorschriften 
beigetrieben. 

(5) Die Verwendung der Beiträge unterliegt 
der Rechnungsprüfung durch den Bundesrech- 
nungshof. 
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(6) Besteht ein Marktverband, so ist er vor 
Erlaß einer Rechtsverordnung nach Absatz 3 
Satz 1 zu hören. 

(7) über die Verwendung der Mittel be- 
stimmt der Bundesminister im Benehmen mit 
den obersten Landesbehörden. Besteht ein 
Marktverband, so beruft der Bundesminister 
auf Vorschlag dieses Verbandes einen Beirat, 
der ihn über die Verwendung der Mittel 
berät." 

4. In § 12 Satz 1 erster Halbsatz werden die Worte 
„des Beirates (§ 5) und" gestrichen. 

5. § 13 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 werden die Worte „Abs. 3 und 
§ 10" gestrichen. 

b) Nummer 3 wird gestrichen. 

§ 39 

Änderung des Außenwirtschaftsgesetzes 

Das Außenwirtschaftsgesetz wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 26 Abs. 1 werden jeweils nach den Worten 
„dieses Gesetzes" die Worte „oder von Rechts- 
akten des Rates oder der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften" eingefügt. 

2. § 28 Abs. 2 a erhält folgende Fassung: 

„(2a) Ausschließlich zuständig sind im Rahmen 

1. der gemeinsamen Marktorganisationen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

a) für Getreide und für Reis 

die Einfuhr- und Vorratsstelle für Getreide 
und Futtermittel, 

b) für Schweinefleisch und für Rindfleisch 
die Einfuhr- und Vorratsstelle für Schlacht- 
vieh, Fleisch und Fleischerzeugnisse, 

c) für Milch und Milcherzeugnisse und für 
Fette 

die Einfuhr- und Vorratsstelle für Fette, 

d) für Zucker 

die Einfuhr- und Vorratsstelle für Zucker 
und Rohtabak, 

e) für Rohtabak und für Flachs und Hanf 
das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft, 

2. der übrigen gemeinsamen Marktorganisatio- 
nen der EuropäischenWirtschaftsgemeinschaft 
das Bundesamt für Ernährung und Forstwirt- 
schaft 

jeweils im Bereich des Waren- und Dienst- 
leistungsverkehrs mit den Erzeugnissen, die den 
Regelungen der genannten Marktorganisationen 
unterliegen, nach den §§ 5 bis 16. Für Erzeug- 


§ 39 

Änderung des Außenwirtschaftsgesetzös 

Das Außenwirtschaftsgesetz wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. unverändert 


2. § 28 Abs. 2 a erhält folgende Fassung: 

„(2a) Ausschließlich zuständig sind im Rahmen 

1. der gemeinsamen Marktorganisationen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

a) für Getreide und für Reis 

die Einfuhr- und Vorratsstelle für Getreide 
und Futtermittel, 

b) für Schweinefleisch und für Rindfleisch 
die Einfuhr- und Vorratsstelle für Schlacht- 
vieh, Fleisch und Fleischerzeugnisse, 

c) für Milch- und Milcherzeugnisse und für 
Fette 

die Einfuhr- und Vorratsstelle für Fette, 

d) für Zucker 

die Einfuhr- und Vorratsstelle für Zucker 
und Rohtabak, 

e) für Rohtabak und für Flachs und Hanf 

das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft, 

2. der übrigen gemeinsamen Marktorganisatio- 
nen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
das Bundesamt für Ernährung und Forstwirt- 
schaft 

jeweils im Bereich des Waren- und Dienst- 
leistungsverkehrs mit den Erzeugnissen, die den 
Regelungen der genannten Marktorganisationen 
unterliegen, nach den §§ 5 bis 16. Für Erzeug- 
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nisse, für die der Rat oder die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften in Ergänzung oder 
zur Sicherung der Regelungen einer gemein- 
samen Marktorganisation Vorschriften erläßt, ist 
diejenige Stelle zuständig, die nach Satz 1 für die 
gemeinsame Marktorganisation zuständig ist, zu 
deren Ergänzung oder Sicherung die Vorschriften 
erlassen werden. Die Zuständigkeit nach den 
Sätzen 1 und 2 umfaßt nicht den Dienstleistungs- 
verkehr auf dem Gebiete des Verkehrswesens. 
Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt, im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft 
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, zur Wahrung des 
Sachzusammenhangs abweichend von den Sätzen 
1 und 2 für einzelne Erzeugnisse die Zuständig- 
keit auf eine andere in Satz 1 genannte Stelle zu 
übertragen. Die Vorschrift des § 27 findet keine 
Anwendung." 

3. In § 44 Abs. 1 Satz 1 und 3 werden jeweils hinter 
dem Wort „Zucker" die Worte „und Rohtabak" 
eingefügt. 

§ 40 

Änderung des Abschöpfungserhebungsgesetzes 

§ 4 des Abschöpfungserhebungsgesetzes vom 
25. Juli 1962 (Bundesgesetzbl. I S. 453), zuletzt ge- 
ändert durch das Zwölfte Gesetz zur Änderung des 
Zollgesetzes vom 22. Juli 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 879), erhält folgende Fassung: 

.§ 4 

Maßgebender Zeitpunkt 

(1) Die Abschöpfungsschuld bemißt sich nach dem 
Abschöpfungssatz, der am Tage der Einfuhr gilt. 

(2) Absatz 1 wird nicht angewendet, wenn in der 
Einfuhrlizenz oder der Vorausfestsetzungsbescheini- 
gung nach näherer Bestimmung der in § 1 bezeichne- 
ten Vorschriften und den dazu ergangenen Durch- 
führungsvorschriften der für die Bemessung der 
Abschöpfungsschuld anzuwendende Abschöpfungs- 
satz festgesetzt ist. In diesem Fall bemißt sich die 
Abschöpfungsschuld nach dem in der Einfuhrlizenz 
oder der Vorausfestsetzungsbescheinigung für den 
jeweiligen Einfuhrmonat festgesetzten Abschöp- 
fungssatz. Soweit hierbei eine Prämie festgesetzt ist, 
gilt diese als Teil der Abschöpfung. 

(3) Als Tag der Einfuhr (Absatz 1) gilt - auch für 
die Ermittlung des Einfuhrmonats (Absatz 2) - der 
Tag, der nach den Vorschriften des Zollrechts beim 
Entstehen einer Zollschuld für die Anwendung der 
Zollvorschriften maßgebend ist. 

(4) Im Falle des aktiven Veredelungsverkehrs 
findet § 48 a Abs. 4 Satz 2 des Zollgesetzes keine 
Anwendung." 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

nisse, für die der Rat oder die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften in Ergänzung oder 
zur Sicherung der Regelungen einer gemein- 
samen Marktorganisation Vorschriften erläßt, ist 
diejenige Stelle zuständig, die nach Satz 1 für die 
gemeinsame Marktorganisation zuständig ist, zu. 
deren Ergänzung oder Sicherung die Vorschriften 
erlassen werden. Die Zuständigkeit nach den 
Sätzen 1 und 2 umfaßt nicht den Dienstleistungs- 
verkehr auf dem Gebiete des Verkehrswesens. 
Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt, im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft 
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, zur Wahrung des 
Sachzusammenhangs oder im Interesse der Wirt- 
schaftlichkeit der Verwaltung abweichend von 
Sätzen 1 und 2 für einzelne Erzeugnisse die Zu- 
ständigkeit auf eine andere in Satz 1 genannte 
Stelle zu übertragen. Die Vorschrift des § 27 fin- 
det keine Anwendung." 

3. unverändert 

§ 40 

unverändert 
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§ 41 § 41 

Änderung des Gesetzes über das Branntwein- unverändert 

monopol 

§ 76 des Gesetzes über das Branntweinmonopol 
vom 8. April 1922 (Reichsgesetzbl. I S. 335, 405), 
zuletzt geändert durch das Gesetz über die Erhebung 
einer besonderen Ausgleichsabgabe auf eingeführ- 
ten Branntwein vom 23. Dezember 1970 (Bundes- 
gesetzbl. I S, 1878), wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Reichsmono- 
polverwaltung" durch das Wort „Bundesmono- 
polverwaltung" ersetzt. 

2. Es wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„Um den Branntweinabsatz der Bundesmonopol- 
verwaltung zu sichern, kann der Bundesminister 
der Finanzen durch Rechtsverordnung bestim- 
men, daß Branntwein, der im Rahmen von Vor- 
schriften der gemeinsamen Marktorganisationen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft für 
Wein und für Obst und Gemüse erzeugt wird, 
abzuliefern ist. Die Ablieferungspflicht wird auf 
neutralen Branntwein beschränkt, der einen 
Weingeistgehalt von mindestens 73,5 Gewichts- 
hundertteilen aufweist." 


§ 42 § 42 

Beiträge nach dem Fischgesetz unverändert 

Der Bundesminister wird ermächtigt, die Beiträge, 
die nach § 4 Abs. 1 des Fischgesetzes erhoben, aber 
noch nicht verausgabt sind, dem Beitragsaufkommen 
nach § 6 des Fischgesetzes zuzuführen. 


§43 §43 

Neufassung von Gesetzen unverändert 

Der Bundesminister wird ermächtigt, das Wein- 
wirtschaftsgesetz, das Handelsklassengesetz und das 
Fischgesetz in der sich aus diesem Gesetz ergeben- 
den Fassung bekanntzumachen. Er kann dabei Un- 
stimmigkeiten des Wortlauts beseitigen und die 
Paragraphenfolge ändern. 


§ 44 § 44 

Außerkrafttreten unverändert 

(1) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes treten außer 
Kraft: 

1. das Gesetz zur Durchführung der Verordnung 
Nr. 19 (Getreide) des Rates der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft vom 26. Juli 1962 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 455), zuletzt geändert durch 
das Einführungsgesetz zum Gesetz über Ord- 
nungswidrigkeiten vom 24. Mai 1968 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 503), 
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2. das Gesetz zur Durchführung der Verordnung 
Nr. 20 (Schweinefleisch), Nr. 21 (Eier) und 
Nr. 22 (Geflügelfleisch) des Rates der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 26. Juli 
1962 (Bundesgesetzbl. I S. 465), zuletzt geändert 
durch das Einführungsgesetz zum Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten, 

3. das Durchführungsgesetz EWG Reis vom 
13. August 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 633), zu- 
letzt geändert durdi das Einführungsgesetz zum 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten, 

4. das Durchführungsgesetz EWG Mildi und Milch- 
erzeugnisse vom 28. Oktober 1964 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 821), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Änderung des Durchführungs- 
gesetzes EWG Getreide, Reis, Schweinefleisch, 

Eier und Geflügelfleisch sowie des Zucker- 
gesetzes vom 30. Juli 1968 (Bundesgesetzbl. I 

S. 874), 

5. das Durchführungsgesetz EWG Rindfleisch vom 
3. November 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 829), 
zuletzt geändert durch das Einführungsgesetz 
zum Gesetz über Ordnungswidrigkeiten, 

6. das Erste Durchführungsgesetz EWG Zucker 
vom 30. Juni 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 610), 
geändert durch das Einführungsgesetz zum Ge- 
setz über Ordnungswidrigkeiten, 

7. das Durchführungsgesetz EWG Fette vom 
12. Juni 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 593), zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Änderung des 
Durchführungsgesetzes EWG Fette vom 15. Sep- 
tember 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1626), 

8. das Durchführungsgesetz EWG Getreide, Reis, 

Zucker, Schweinefleisch, Eier und Geflügel- 
fleisch sowie Verarbeitungserzeugnisse aus 
Obst und Gemüse mit Zusatz von Zucker vom 
30. Juni 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 617), zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Änderung des 
Durchführungsgesetzes EWG Getreide, Reis, 

Schweinefleisch, Eier und Geflügelfleisch sowie 
des Zuckergesetzes, 

9. das Durchführungsgesetz EWG landwirtschaft- 
liche Verarbeitungserzeugnisse vom 8. April 
1968 (Bundesgesetzbl. I S. 297), 

10. das Durchführungsgesetz EWG Milch und Milch- 
erzeugnisse sowie Rindfleisch vom 19. Juli 1968 
(Bundesgesetzbl. I S. 838) sowie 

11. § 1 Abs. 1 Nr. 2 und § 16 a der Verordnung 
Äusfuhrerstattung EWG vom 24. Januar 1968 
(Bundesanzeiger Nr. 18 vom 26. Januar 1968), 
zuletzt geändert durch die Änderungsverord- 
nung vom 21. November 1969 (Bundesanzeiger 
Nr. 222 vom 29. November 1969). 


'. Ausschusses 
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(2) Soweit die Ermächtigungen dieses Gesetzes 
nicht ausreichen, wird der Bundesminister ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, auf Grund der in 
Absatz 1 genannten Gesetze erlassene Rechtsver- 
ordnungen aufzuheben. 

(3) Das Gesetz über die Unterbringung von Rüböl 
aus inländischem Raps und Rübsen vom 12. August 
1966 (Bundesgesetzbl. I S. 497), zuletzt geändert 
durch das Einführungsgesetz zum Gesetz über Ord- 
nungswidrigkeiten, findet keine Anwendung auf 
Rüböl aus inländischen Raps und Rübsen, die nach 
dem 1. Januar 1967 geerntet worden sind. 

§ 45 

Ubergangsregelungen 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten auch 
für Maßnahmen, die im Rahmen der in § 44 Abs. 1 
genannten Gesetze oder nach den auf Grund dieser 
Gesetze erlassenen Rechtsverordnungen getroffen 
sind. 

(2) Soweit in Rechtsvorschriften auf Vorschriften 
verwiesen wird, die durch dieses Gesetz aufgehoben 
oder geändert werden, treten an deren Stelle die 
entsprechenden Vorschriften dieses Gesetzes. 

§ 46 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes, 

§ 47 

Inkrafttreten 

(1) § 13 Abs. 1, §§ 14 und 15 treten mit Wirkung 
vom 1. Januar 1971 in Kraft. Im übrigen tritt dieses 
Gesetz am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Rechtsverordnungen nach diesem Gesetz kön- 
nen rückwirkend in Kraft gesetzt werden, soweit es 
zur Durchführung bereits vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes erlassener Rechtsakte des Rates oder der 
Kommission erforderlich ist. 

(3) Soweit dieses Gesetz zur Durchführung der 
gemeinsamen Marktorganisation für Hopfen dient, 
treten seine Vorschriften mit der Errichtung dieser 
Marktorganisation in Kraft. Der Bundesminister gibt 
diesen Zeitpunkt im Bundesgesetzblatt bekannt. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


§ 45 

unverändert 


§ 46 

unverändert 

§ 47 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

Absatz 3 entfällt 
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